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	30. Oktober 2020
	


Massnahmen der Kantone zur Eindämmung des Coronavirus 
Mesures cantonales visant à endiguer la propagation du coronavirus

Stand: 30.10.2020, 12:00 Uhr (Kantone mit Veränderungen per 30.10.2020 in Tabelle gelb gekennzeichnet)
État au : 30 octobre 2020, 12 h 00 (les cantons avec des modifications en date du 30.10.2020 sont marqués en jaune dans le tableau)

	Kanton
Canton
	Massnahmen
Mesures
	Datum Inkrafttreten
Entrée en vigueur
	Dokumente / Links 	
Documents / liens

	ZH
	Aufgrund der aktuellen Entwicklung der Fallzahlen hat der Regierungsrat zusätzliche Mitigationsmassnahmen beschlossen:
· Generelle Maskentragpflicht in Gastronomiebetrieben und Bars, in denen die Konsumation nicht ausschliesslich sitzend erfolgt, sowie Diskotheken, Clubs und Tanzlokalen;
· Maskentragpflicht für das Servicepersonal von Gastronomiebetrieben;
· Verbot von Veranstaltungen mit mehr als 30 Personen, sofern keine Gesichtsmasken getragen werden oder die Mindestabstände nicht eingehalten werden können.
	15.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung

	
	Allgemeinverfügung betr. Verbot der Durchführung von Tanzveranstaltungen und Tanzschulkursen in Salsaclubs im Kanton Zürich sowie Schliessung von Clubs, in denen regelmässig derartige Veranstaltungen stattfinden.
	Vom 2. Oktober bis am 18.Oktober 2020
	Link zur Allgemeinverfügung

	
	Der Regierungsrat verlängert die geltenden Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie bis Ende Oktober 2020 mit einigen Anpassungen:

1. Weiterführung der am 24. August 2020 beschlossenen Massnahmen bis Ende Oktober 2020 hinsichtlich:
a. Maskentragepflicht in Einkaufsläden, Einkaufszentren und Märkten;
b. Erhebung von Kontaktdaten in Gastronomiebetrieben;
c. Einschränkungen für Veranstaltungen.
2. Anpassung und Weiterführung der bestehenden Massnahmen bis Ende Oktober 2020:
a. In Gastronomiebetrieben einschliesslich Bars, in denen die Konsumation nicht ausschliesslich sitzen erfolgt, sowie in Diskotheken, Clubs und Tanzlokalen dürfen pro Innenberiech gleichzeitig höchstens 100 Personen anwesend sein. Werden Gesichtsmasken getragen, dürfen bis zu 300 Personen anwesend sein.
b. Im gesamten Innen- und Aussenberiech eines solchen Betriebs dürfen gleichzeitig höchstens 300 Personen anwesend sein. Die Aussenbereiche müssen klar erkennbar und abgegrenzt sein.
3. Neue Massnahmen ab dem 1. Oktober 2020 bis Ende Oktober 2020:
Erhebung von Kontaktdaten und Identifikation der Kunden in Prostitutionsbetrieben (analog Clubs).
	1.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung 


	
	Der Regierungsrat des Kantons Zürich hat im Rahmen einer ausserordentlichen Regierungsratssitzung vom 24. August 2020 die folgenden Massnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie beschlossen:

1. Es gilt eine Maskentragepflicht in allen Innenräumen von Einkaufsläden, Einkaufszentren und Märkten.
1. Gastronomiebetriebe sind dazu verpflichtet, die Kontaktdaten ihrer Gäste aufzunehmen. Bei Familien oder anderen Gruppen mit untereinander bekannten Personen genügt die Erfassung der Kontaktdaten einer Person.
1. In Diskotheken und Clubs dürfen pro Innenbereich höchstens 100 Personen anwesend sein, im gesamten Gästebereich (Aussen- und Innenräume) nicht mehr als 300 Personen.
1. Veranstaltungen in Innenräumen mit mehr als 100 Personen und Veranstaltungen in Innen- und Aussenräumen mit insgesamt mehr als 300 Personen dürfen nur durchgeführt werden, wenn der erforderliche Abstand von 1,5 Metern eingehalten werden kann oder Gesichtsmasken getragen werden.
	27.8.2020
	Link zur Verordnung
Link zur Medienmitteilung


	
	Neuer Covid-19-Sonderstab, Kapazitäten Contact Tracing
	10.7.2020
	Link zur Medienmitteilung 

	
	ID-Pflicht + Verifikation Handynummer bei Clubs und Bars mit Tanzmöglichkeiten
	3.7.2020
	Link zur Verordnung

	BE
	An der Regierungsratssitzung vom 23.10.2020 wurden weitergehende Massnahmen beschlossen. 
	24.10.2020
	Link zur Verordnung 
Lien vers l'ordonnance 

Link zur Medienmitteilung 
Lien vers le communiqué de presse 

	
	Durchführung von Grossveranstaltungen im Kanton Bern nicht mehr möglich: 
Für die Durchführung von Grossanlässen hat die Gesundheits- Sozial- und Integrationsdirektion des Kantons Bern ein Ampelsystem entwickelt. 
Angesichts der neuesten Entwicklung der Covid-Lage wird die Ampel per Montag, 19.10.2020, auf Rot gestellt. Dies bedeutet, dass im Kanton Bern vorerst keine Grossveranstaltungen mit mehr als 1000 anwesenden Personen mehr durchgeführt werden können.
	19.10.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	Maximal 100 Gäste in Clubs, Bars, Diskotheken und Tanzlokalen
	16.10.2020
	Link zur Verordnungsänderung 
Link zu Medienmitteilung

	
	Ab Montag, 12. Oktober 2020, gilt (bis vorerst 31. Januar 2021) in Innenräumen, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, eine Maskentragpflicht. Es bestehen einige Ausnahmen. Die Pflicht gilt z.B. nicht in Bar- und Clubbetrieben, in Diskotheken und Tanzlokalen sowie in Restaurationsbetrieben, solange die Gäste an einem Tisch sitzen.
	12.10.2020
	Link zur Medienmitteilung
Link zur Verordnung
Lesehilfe

	
	Die Zahl gleichzeitig anwesender Gäste in Bars, Clubs, Diskotheken und Tanzlokalen wurde durch den Regierungsrat auf 300 Personen beschränkt. Für die Restaurants wurde keine Begrenzung eingeführt. Die Regelung gilt bis zum 31. Januar 2021.
	12.10.2020
	Link zur Medienmitteilung
Link zur Verordnung

	
	Der Regierungsrat hat für Gäste in Bars, Clubs und Restaurants eine Sitzpflicht beschlossen. Die entsprechende Verordnung ist bis am 31. Januar 2021 befristet.
	12.10.2020
	Link zur Medienmitteilung
Link zur Verordnung

	
	Am 6. Oktober wurde das Drive-In Corona Testzentrum auf dem BERNEXPO-Gelände in Bern wiedereröffnet.
	6.10.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	Der Regierungsrat hat am 24.09.2020 für Grossveranstaltungen ab 1000 Personen die Maskenpflicht beschlossen und eine entsprechende Verordnung verabschiedet.
	1.10.2020

	Link zur Medienmitteilung
Link zur Verordnung

	
	Änderung der Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie in Bar- und Clubbetrieben sowie in Diskotheken und Tanzlokalen vom 12.08.2020:
· Bar- und Clubbetriebe sowie Diskotheken und Tanzlokalen: Verpflichtung zur zusätzlichen Erhebung von Geburtsdatum und vollständiger Adresse. Verpflichtung, die Verwendung der SwissCovid-App zu empfehlen.
· Restaurationsbetriebe: pro Gästegruppe die Kontaktdaten von mindestens einer Person erheben. In Ergänzung zu Ziffer 4.4 des Anhangs zur Covid-19-Verordnung besondere Lage sind folgende Angaben zu erheben: 

a vollständige Adresse, 
b Geburtsdatum.
Nicht erhoben werden müssen die Kontaktdaten von Gästegruppen, die sich ausschliesslich im Aussenbereich aufhalten.
Verpflichtung, die Verwendung der SwissCovid-App zu empfehlen.
	17.8.2020
	Änderung der Verordnung vom 
12. August 2020: 
De Version. 
Fr Version. 


	LU
	Der Kanton Luzern erhöht die Kapazitäten für das Testen sowie das Contact-Tracing. Der Regierungsrat appelliert eindringlich an die Bevölkerung, die Abstandsregeln einzuhalten, und unterstützt die zusätzlichen Massnahmen des Bundesrates.
	31.10.2020
	Link zur angepassten Verordnung 
Link zur Medienmitteilung 

	
	Der Regierungsrat hat dringliche Sofortmassnahmen zur Eindämmung des Virus beschlossen:
· Ständige Maskenpflicht an geschlossenen Arbeitsplätzen. Personen, die alleine in einem Raum arbeiten, sind dieser Pflicht nicht unterstellt. Ebenfalls ausgenommen sind Arbeitsplätze, an denen die Distanz eingehalten werden kann und zusätzliche Schutzmassnahmen bestehen (z.B. Plexiglas). 
· Die Maskenpflicht gilt auch im Individualverkehr in geschlossenen Fahrzeugen (namentlich Transport- und Privatfahrzeugen) bei Fahrten mit Personen, die nicht zum gleichen Haushalt gehören.
· Aussetzung der Besuche in Spitälern, Alters- und Pflegeheimen sowie Kurhäusern. Ausgenommen sind Härtefälle. 
· Vollständige Schließung von Erotik- und Sexbetrieben.  
· Schliessung von Restaurants, Gaststätten, Cafés, Pubs, Nachtbars, Nachtclubs, Discotheken, Tanzlokalen und anderen ähnlichen Betrieben von 23.00 bis 6 Uhr.
	24.10.2020
	

	
	Das Bildungs- und Kulturdepartement hat beschlossen, die bisher geltenden Schutzmassnahmen an den Schulen anzupassen. Neu gelten ab kommendem Montag u.a. Maskenpflicht bereits in der Sekundarschule und gewisse Einschränkungen beim Sportunterricht.
	26.10.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	Ab dem 17.10.2020 gilt eine Maskentragpflicht in den Innenräumen öffentlich zugänglicher Einrichtungen. Das Tragen einer Maske ist insbesondere vorgeschrieben im Publikumsbereich von Einkaufsläden, -zentren und -märkten, Poststellen und Banken, Museen, Theatern und Konzerthäusern, Verwaltungsgebäuden, Gotteshäusern und religiösen Gemeinschaftsräumen, Kinos, Bahnhöfen und Bibliotheken. Ebenfalls gilt eine Maskentragpflicht an Wochen-, Monats- und Jahrmärkten sowie für das Personal im Gästebereich von Restaurationsbetrieben (einschliesslich Bars und Clubs, Diskotheken und Tanzlokalen).
	17.10.2020
	Link zur Verordnung
Link zur Medienmitteilung

	
	Anstatt wie bisher 300 sind nur noch 100 Gäste in Gastwirtschaftsbetrieben und bei Veranstaltungen jeweils pro Sektor zugelassen, in denen weder der erforderliche Abstand eingehalten noch andere geeignete Schutzmassnahmen ergriffen werden können (insbesondere Maskentragen oder Trennwände), sondern lediglich das Erfassen von Kontaktdaten vorgesehen ist.
Beim Erfassen der Kontaktdaten gilt weiterhin, dass mindestens 20% verifiziert werden müssen
	17.7.2020
	Link zu Medienmitteilung und Allgemeinverfügung

	
	Allgemeinverfügung betr. ID-Pflicht + Verifikation Handynummer bei Clubs und Bars mit Tanzmöglichkeiten
	4.7.2020
	Allgemeinverfügung

	UR
	Der Regierungsrat hat ein Epidemienreglement verabschiedet, welches die Zuständigkeiten innerhalb des Kantons Uri klar und eindeutiger regelt. Das Epidemienreglement wird im Amtsblatt veröffentlicht.



Zudem verfügt der Kanton Uri über ein Rebound-Konzept. Dieses ist nicht öffentlich, sondern nur als Arbeitsinstrument für den internen Gebrauch bestimmt.
	1.9.2020
	


	SZ
	Kantonale Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie.
Der Regierungsrat hat entschieden: 
· Eine generelle Maskentragepflicht an allen öffentlichen und privaten Veranstaltungen mit über 50 teilnehmenden Personen;
· Eine Maskentragepflicht, wenn der erforderliche Abstand nicht eingehalten werden kann:
· an öffentlichen und privaten Veranstaltungen mit bis zu 50 teilnehmenden Personen;
· in Gastronomiebetrieben, einschliesslich Bars, Diskotheken, Clubs und Tanzlokalen;
· in öffentlich zugänglichen Innenräumen, namentlich Verkaufslokalen, Postschalter, Kinos und Gotteshäuser.
	16.10.2020
	Link zur Medienmitteilung 




	OW
	Öffentliche Veranstaltungen werden auf maximal 30 Personen begrenzt. 
	02.11.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	Der Regierungsrat Obwalden hat die folgende Massnahmen beschlossen: 
· eine Maskenpflicht in den Innenräumen öffentlich zugänglicher Einrichtungen. 
· Zu diesen zählen insbesondere Einkaufsläden, -märkte und -zentren (inklusive geschlossenen Besucherpassagen), Poststellen und Banken, Museen, Theater, Konzertlokale, Versammlungslokale, Gotteshäuser und religiöse Gemeinschaftsräume, Verwaltungsgebäude, oder Bibliotheken. 
· Eine Maskenpflicht gilt auch für das Personal im Gästebereich von Restaurationsbetrieben (inklusive Bars und Clubs, Diskotheken und Tanzlokale) sowie für alle, die Dienstleistungen erbringen oder beanspruchen, bei denen der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten wird.
· Weiter gilt die allgemeine Maskenpflicht auch an Märkten im Freien (Wochen-, Monats-, Jahres- und Weihnachtsmärkten).
	19.10.2020
	Link zu Ausführungsbestimmungen
Link zur Medienmitteilung

	NW
	Verordnung zur Bekämpfung der Verbreitung des Coronavirus (kantonale Covid-19-Verordnung): 
· Maskentragpflicht für öffentliche und private Veranstaltungen mit über 50 teilnehmenden Personen.
·  Maskentragpflicht bei Nichteinhaltung der Mindestabstände für: 
· für öffentliche und private Veranstaltungen mit bis zu 50 teilnehmenden Personen; 
· in Gastronomiebetrieben, in denen stehend konsumiert wird, ein-schliesslich Bars, Diskotheken, Clubs und Tanzlokalen; 
· in öffentlich zugänglichen Innenräumen, insbesondere Verkaufslokalen, Postschalter, Kinos und Gotteshäuser; 
· während anderer Dienstleistungen, bei denen der erforderliche Mindestabstand fortdauernd nicht eingehalten werden kann.
	19.10.2020
	Link zur Verordnung

	GL
	Rebound-Konzept des Kantons Glarus
	8.9.2020
	Link zur Medienmitteilung
Link zum Rebound Konzept

	
	Allgemeinverfügung bezüglich Erhebung, Überprüfung und Übermittlung von Kontaktdaten
	20.7.2020
	Link zur Allgemeinverfügung

	ZG
	Der Zuger Regierungsrat hat beschlossen, eine Maskentragepflicht für Verkaufslokale und Einkaufszentren sowie für Mitarbeitende von Restaurationsbetrieben anzuordnen.
	10.10.2020
	Link zur Medienmitteilung 

	
	Bars, Clubs, Diskotheken:
In Restaurationsbetrieben mit Konsumation im Stehen (Bars, Clubs, Diskotheken) dürfen gleichzeitig höchstens 100 Gäste anwesend sein. Es sind die Kontaktdaten zu erfassen und der Name sowie die Telefonnummer müssen verifiziert werden.

Veranstaltungen:
Über 100 Anwesende: Es muss der erforderliche Abstand eingehalten oder es müssen Schutzmassnahmen getroffen werden. Höchstens 100 Anwesende: Erhebung der Kontaktdaten, wenn weder der erforderliche Abstand eingehalten noch Schutzmassnahmen getroffen werden können. Für Mitwirkende (z. B. Sportlerinnen, Musiker), die während ihrer Tätigkeit weder den erforderlichen Abstand einhalten noch Schutzmassnahmen treffen können, können im Schutzkonzept Ausnahmen vorgesehen werden.

Maskentragepflicht bei bestimmten Dienstleistungen:
Während Dienstleistungen, bei denen es zu Körperkontakt kommt oder bei denen der Mindestabstand fortgesetzt nicht eingehalten werden kann, müssen alle Anwesenden eine Maske tragen (Ausnahmen: Kinder bis zum 12. Geburtstag / besondere Gründe). Masken müssen aus geeignetem Vlies- oder Textilmaterial bestehen und sowohl die Nase wie auch den Mund bedecken (Visiere allein sind unzulässig).
	22.8.2020
	Link zur Verordnung
Link zur Medienmitteilung bezüglich Anpassung der Verordnung


	
	Der Zuger Regierungsrat hat beschlossen, eine Maskentragepflicht für Verkaufslokale und Einkaufszentren sowie für Mitarbeitende von Restaurationsbetrieben anzuordnen.
	10.10.2020
	Link zur Medienmitteilung 

	FR
	Le Conseil d’Etat a décidé le passage du canton en situation extraordinaire et la mise en place de son Organe cantonal de conduite.
	30.10.2020
	Lien vers la déclaration de situation extraordinaire 

Lien vers le communiqué de presse 

	
	Le Conseil d’Etat a pris aujourd’hui de nouvelles mesures de lutte contre la propagation du coronavirus. Elles touchent les domaines des rassemblements et manifestations publics et privés, des établissements publics, du sport, des activités chorales ou encore des visites dans les hôpitaux et EMS.
	23.10.2020
	Lien du communiqué de presse


	
	Collecte de données dans le cadre des manifestations publiques et dans les établissements publics
Les responsables d'établissements publics et les organisateurs de manifestations publiques assurent une traçabilité ciblée des personnes présentes lorsqu'ils accueillent une clientèle partiellement ou entièrement debout. Ils utilisent à cet effet un système de traçage simple et sécurisé enregistrant par voie électronique, en plus des données prévues par le droit fédéral, l'heure d'entrée et l'heure de sortie de chaque personne par un point de passage unique et contrôlé.

Obligation de port du masque
Port du masque obligatoire pour les personnes dès 12 ans fréquentant les lieux fermés accessibles au public, notamment commerces, supermarchés, gares et sous-gares, y compris quais, musées, salles d'expositions, salles de concert, de spectacle, de sport et de loisirs, théâtres, cinémas, bibliothèques, lieux de culte, espaces communs des hôtels, banques, offices de poste et espaces d'accueil des administrations publiques (guichets); cette obligation vaut également pour le personnel de ces lieux s'il n'est pas protégé par un dispositif vitré ou équivalent
	17.10.2020
	Lien de l'ordonnance

Lien du communiqué de presse

	
	Port du masque généralisé pour les personnes de 12 ans révolus et plus, dans les supermarchés et dans les commerces. Cette obligation vaut également pour le personnel de ces surfaces de vente s'il n'est pas protégé par un dispositif vitré ou équivalent.

Port du masque obligatoire pour tout le personnel de service dans les lieux de consommation, notamment restauration, manifestations avec service, bars, discothèques, etc.
	28.8.2020
	Lien de l'ordonnance

	
	Discothèques, bars de nuit et bars en plein air
Ces établissements qui accueillent une clientèle consommant essentiellement debout doivent respecter les plans de protection et assurer une meilleure traçabilité de leurs client-e-s. Ils ont ainsi l’obligation d’exiger, à partir du 20 juillet prochain, au minimum une pièce d'identité certifiée et un numéro de téléphone portable de la part de leur clientèle. La traçabilité est en effet un élément essentiel pour effectuer les enquêtes d’entourage permettant d’endiguer le virus.

Rassemblements, évènements et manifestations
Le nombre maximal de participant-e-s est limité à 300 pour les manifestations non commerciales et non politiques. Des exceptions peuvent être demandées à la préfecture, moyennant un plan de protection renforcé. Les célébrations religieuses, plus particulièrement les enterrements font également l’objet d’un plan de protection particulier.

Mesures dans le domaine de l’enseignement 
Articles réglant les mesures dans le domaine de l'enseignement, les transports scolaires ainsi que la fourniture et prises en charge des masques 
	24.8.2020
	Lien de l’ordonnance

	SO
	Verordnung über Massnahmen des Kantons Solothurn zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie (V Covid-19)
· Personentransporte: Jede Person muss während geschlossenen, gewerbsmässigen Personentransporten eine Gesichtsmaske tragen.
· Verbot von Menschenansammlungen im öffentlichen Raum: Zusammenkünfte und Treffen von mehr als 5 Personen im öffentlichen Raum, wie insbesondere auf öffentlichen Plätzen, auf Spazierwegen und in Parkanlagen, sind verboten.
· Erhebung und Überprüfung von Kontaktdaten in Barbetrieben
· Shishabars, Clubbetriebe sowie Erotik- und Sexbetriebe sind geschlossen.
· In Barbetrieben dürfen insgesamt höchstens 30 Gäste gleichzeitig anwesend sein.
· Take-away- und Imbissbetriebe müssen zwischen 23.00 Uhr und 06.00 Uhr geschlossen bleiben.
· Veranstaltungen: Es ist verboten, Veranstaltungen mit über 30 Personen durchzuführen. Personen, welche im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit mitwirken, und Personen, die bei der Durchführung der Veranstaltung mithelfen, werden nicht mitgezählt. 
· Für nicht ausschliesslich an einem bestimmten, eingegrenzten Ort stattfindende Veranstaltungen und Aktivitäten, bei welchen sich die teilnehmenden Personen in regelmässiger Bewegung befinden, gelten in belebten Bereichen von urbanen Zentren und Dorfkernen sowie in weiteren Bereichen des öffentlichen Raums, in welchen aufgrund der dort vorhandenen Konzentration von Personen der Mindestabstand von 1.5 Metern nicht eingehalten werden kann, die folgenden Vorgaben: Die Grösse der Gruppen darf höchstens 5 Personen betragen. Zwischen den verschiedenen Gruppen gilt ein Mindestabstand von 3 Metern.
	30.10.2020
	Link zur Verordnung

	BS
	Restaurationsbetriebe müssen von 23.00 – 06.00 Uhr geschlossen haben; Allgemeinverfügung
	24.10.2020
	Link zur Medienmitteilung 
Link zur Allgemeinverfügung 

	
	Verbot von Grossveranstaltungen bis Ende Jahr.
	21.10.2020 
	Link zur Medienmitteilung 

	
	Anpassung der Covid-19-Verordnung zusätzliche Massnahmen aufgrund der Änderung der Covid-19-Verordnung besondere Lage; Inkrafttreten per 21. Oktober 2020. 
Einerseits Ausdehnung Maskenpflicht auf weitere öffentlich zugängliche Innenräume von bestimmten Einrichtungen und Betriebe. Andererseits wird die Anzahl Personen an öffentlichen und privaten Veranstaltungen auf max. 50 Personen begrenzt, sofern weder der erforderliche Abstand eingehalten noch Schutzmassnahmen ergriffen werden können. Zudem soll die Konsumation in Restaurationsbetrieben (einschliesslich Bar- und Clubbetrieben sowie Diskotheken und Tanzlokalen) nur noch sitzend erfolgen. In einem Restaurationsbetrieb wird die Anzahl der konsumierenden Gäste auf maximal 100 pro Raum begrenzt, in Clubbetrieben, Diskotheken und Tanzlokalen dürfen insgesamt gleichzeitig höchstens 300 Personen anwesend sein. Die Verordnung wird auf Montag, 19. Oktober 2020, in Kraft gesetzt. Die Massnahmen sind bis Ende Dezember 2020 befristet.
	21.10.2020
	Link zur neuen Verordnung
Link zur Medienmitteilung vom 16.10.2020

	
	Einerseits Ausdehnung Maskenpflicht auf weitere öffentlich zugängliche Innenräume von bestimmten Einrichtungen und Betriebe. Andererseits wird die Anzahl Personen an öffentlichen und privaten Veranstaltungen auf max. 50 Personen begrenzt, sofern weder der erforderliche Abstand eingehalten noch Schutzmassnahmen ergriffen werden können. Zudem soll die Konsumation in Restaurationsbetrieben (einschliesslich Bar- und Clubbetrieben sowie Diskotheken und Tanzlokalen) nur noch sitzend erfolgen. In einem Restaurationsbetrieb wird die Anzahl der konsumierenden Gäste auf maximal 100 pro Raum begrenzt, in Clubbetrieben, Diskotheken und Tanzlokalen dürfen insgesamt gleichzeitig höchstens 300 Personen anwesend sein. Die Verordnung wird auf Montag, 19. Oktober 2020, in Kraft gesetzt. Die Massnahmen sind bis Ende Dezember 2020 befristet.
	19.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zu Erläuterungen
Link zur Medienmitteilung 

	
	Anpassung der kantonalen Verordnung betr. Grossveranstaltungen. Gesuche für Grossveranstaltungen müssen beim Gesundheitsdepartement eingereicht werden. Die angepasste kantonale Verordnung tritt auf Donnerstag, 1. Oktober 2020, in Kraft. Die Vorgaben für Veranstaltungen von 100 bis 1000 Personen, welche der Regierungsrat am 7. Juli 2020 beschlossen hat, haben weiterhin Gültigkeit.
	15.9.2020
	Link zur Medienmitteilung und zu Verordnung / Erläuterungen

	
	Maskentragpflicht in öffentlich zugänglichen Innenräumen von Verkaufslokalen und Einkaufszentren sowie für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in öffentlich zugänglichen Innenräumen von Restaurationsbetrieben, einschliesslich Bar- und Clubbetrieben sowie in Diskotheken und Tanzlokalen, anzuordnen. Ausnahmen sind vorgesehen für Kinder vor ihrem 12. Geburtstag, Personen, die aus besonderen Gründen, insbesondere medizinischen, keine Gesichtsmasken tragen können sowie für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der betroffenen Einrichtung oder des betroffenen Betriebs, sofern ein wirkungsvoller Schutz vor einer Ansteckung durch spezielle Schutzvorrichtungen (z.B. Kunststoffglasscheiben) erreicht wird.
	24.8.2020
	Link zur Medienmitteilung und Verordnung

	
	An Veranstaltungen müssen Sektoren mit maximal 100 Personen gebildet werden.
Restaurationsbetriebe einschliesslich Bar- und Clubbetrieben sowie Diskotheken und Tanzlokalen, welche die Abstandsregeln nicht einhalten können und keine Schutzmassnahmen wie Masken oder Abschrankungen sondern lediglich Erfassung von Kontaktdaten vorsehen, werden auf maximal 100 Gäste beschränkt (max. 100 Personen gleichzeitig anwesend).
	9.7.2020
	Link zur Verordnung
Link zu den Erläuterungen
Link zu FAQ neue Massnahmen


	
	ID-Pflicht Betriebe und Veranstaltungen
	6.7.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung

	BL
	Verordnung über die Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie
Ab Donnerstag, 22. Oktober 2020 ist die Anzahl Gäste in Bars und Clubs auf 100 Personen beschränkt. Neben Club- und Barbetreibern müssen auch Veranstalter von Anlässen mit über 50 Personen die Kontaktdaten erheben. Ergänzend zu den Schutzmassnahmen in den Volksschulen, gilt auch eine Maskentragpflicht für Personen ab 12 Jahren in Kinderbetreuungsstätten.
	22.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung 

	
	Allgemeinverfügung vom 23. September 2020 (Verlängerung und Anpassung der mit Verfügung Nr. 4 vom 8. Juli 2020 angeordneten Massnahmen).
Zusätzliche Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus:
ln Gastwirtschaftsbetrieben, in denen die Konsumation nicht ausschliesslich an einem fest zugeteilten Sitzplatz erfolgt (Bars, Clubs, Diskotheken o.ä.) und in denen während mindestens 15 Minuten weder der erforderliche Abstand von 1.5 Metern eingehalten noch geeignete andere Schutzmassnahmen wie das Tragen einer Gesichtsmaske ergriffen werden können, wird die maximale Anzahl von Gästen, die sich gleichzeitig im Lokal aufhalten dürfen, auf 100 Personen beschränkt.
Ein Betrieb kann mehrere räumlich getrennte Gästebereiche mit maximal 100 Personen betreiben. Die Kontaktdaten sind für jeden Bereich einzeln zu erheben.
Ausserhalb dieser Gästebereiche muss, wenn die Möglichkeit der Durchmischung besteht, entweder der Mindestabstand eingehalten oder eine Schutzmaske getragen werden.
Organisatoren von Veranstaltungen mit über 100 Besucherinnen und Besuchern, an denen während mindestens 15 Minuten weder der erforderliche Abstand von 1.5 Metern eingehalten noch geeignete andere Schutzmassnahmen wie das Tragen einer Gesichtsmaske ergriffen werden können, sind verpflichtet, eine Unterteilung in Steh- oder Sitzplatzsektoren mit maximal 100 Personen vorzunehmen.
Die Kontaktdaten gemäss Artikel 5 Covid-19-Verordnung besondere Lage sind für jeden Sektor separat zu erheben.
Ausserhalb der Steh- und Sitzplatzsektoren muss, wenn die Möglichkeit der Durchmischung besteht, entweder der Mindestabstand eingehalten oder eine Schutzmaske getragen werden.
An privaten Veranstaltungen mit maximal 300 Personen, namentlich an Familien-, Firmen- und Vereinsanlässen, die nicht in öffentlich zugänglichen Einrichtungen oder Betrieben stattfinden und deren teilnehmende Personen den Organisatoren bekannt sind, kann auf die Unterteilung in Sektoren gemäss Ziffer 2.1. verzichtet werden, wenn sich die teilnehmenden Personen an fest zugeteilten Sitzplätzen aufhalten und beim Verlassen der Sitzplätze entweder der erforderliche Abstand von 1.5 Metern eingehalten oder eine Gesichtsmaske getragen wird. Die Kontaktdaten gemäss Artikel 5 Covid-19-Verordnung besondere Lage sind so zu erheben, dass die Sitzplätze den einzelnen teilnehmenden Personen zugeordnet werden können.
	1.10.2020
	Link zur Verfügung 


	
	Bewilligungsinstanzen für Grossanlässe ab 1000 Personen.
Der Regierungsrat hat die Zuständigkeiten für die Bewilligungen für Grossanlässe ab 1000 Besucherinnen und Besuchern im Kanton Basel-Landschaft per 1. Oktober 2020 geregelt. Die Bewilligung erteilt die jeweils zuständige Direktion. Gesuche müssen spätestens vier Wochen vor dem Veranstaltungsdatum mit einem umfassenden Schutzkonzept eingereicht werden. Absagen fallen in die Kompetenz des Regierungsrats, ebenso das Widerrufen von bereits erteilten Bewilligungen.
	1.10.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	ID-Pflicht Clubs und Bars
	6.7.2020
	Link zur Verfügung
Link zur Medienmitteilung

	SH
	Maskentragpflicht in Innenräumen von Einkaufsläden, Einkaufszentren und Märkten.
	16.10.2020
	Link zur Medienmitteilung 

	
	Der Regierungsrat des Kantons Schaffhausen hat ein Covid-19-Spezialteam eingesetzt, welches den Teilstab Gesundheit ablöst. Das Team ist zuständig für die Aufgaben, die der Kanton bei der Bekämpfung der Pandemie zu erfüllen hat.
	2.9.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	Die Allgemeinverfügung zur ID-Pflicht vom 8. Juli 2020 wurde bis zum 1. November 2020 verlängert.

	16.8.2020


	Link zur verlängerten Allgemeinverfügung
Link zur Medienmitteilung betreffend Verlängerung

	AR
	In starker Anlehnung an die geplanten Massnahmen des Bundes:
· erweiterte Maskenpflicht in Aussenbereichen von Einrichtungen und Betrieben (u.a. Läden, Theater, Kinos, Konzert- und Veranstaltungsorte, Restaurants und Bars, Wochen- und Weihnachtsmärkte); keine Maskentragepflicht gilt auf Strassen, Plätzen und Parkanlagen oder beim Spaziergang im Wald
· Maskentragepflicht an allen Arbeitsstätten; Arbeitgeber müssen soweit es geht Homeoffice ermöglichen
· Neben der Maskentragepflicht in Innen- und Aussenbereichen muss neu gleichzeitig auch der Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten werden. Die Schutzkonzepte müssen neu also den Grundsatz „Abstand und Maske“ beachten.
· Um den Abstand zwischen Personen zu garantieren, wird der Zugang zu öffentlichen Innenräumen wie etwa Läden beschränkt, so dass auf vier Quadratmeter nur eine Person kommt.
· Verbot von Betrieb von Diskotheken und Tanzlokalen sowie die Durchführung von Tanzveranstaltungen 
· Veranstaltungen über 50 Personen sind verboten. An privaten Veranstaltungen im Familien- und Freundeskreis – etwa Geburtstage oder Hochzeiten – dürfen unter Einhaltung der Hygiene- und Abstandsempfehlungen höchstens 15 Personen teilnehmen.
· Proben und Konzerte von Chören sind neu verboten.
	26.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung

	
	Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden hat beschlossen: 
· Gesichtsmaskenpflicht an öffentlichen und privaten Anlässen mit einer Teilnehmerzahl ab 30 Personen.
· Gesichtsmaskenpflicht für das Servicepersonal in Gastronomiebetrieben und bei Veranstaltungen.
· Konsumation in Gastwirtschaftsbetrieben nur sitzend.
· Tanzverbot in öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betrieben sowie öffentlichen Veranstaltungen.
Pflicht auch zur Erfassung von E-Mail-Adressen, wenn Kontaktdaten erfasst werden müssen.
	17.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung

	
	Weisung des KAD zu Lagerbestand von Schutzmaterial für 40 Tage in Spitälern und Kliniken, Alters- und Pflegeheimen sowie Arztpraxen der Grundversorgung; Selbiger Inhalt als Empfehlung für übrige Gesundheitsfachpersonen.
	6.8.2020
	

	

	AI
	Die Standeskommission des Kantons Appenzell I.Rh hat beschlossen: 
· Gesichtsmaskenpflicht an öffentlichen und privaten Anlässen mit einer Teilnehmerzahl ab 30 Personen.
· Gesichtsmaskenpflicht für das Servicepersonal in Gastronomiebetrieben und bei Veranstaltungen.
· Konsumation in Gastwirtschaftsbetrieben nur sitzend.
· Tanzverbot in öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betrieben sowie öffentlichen Veranstaltungen.
· Pflicht auch zur Erfassung von E-Mail-Adressen, wenn Kontaktdaten erfasst werden müssen.
	19.10.2020
	Link zur Verordnung 
Link zur Medienmitteilung

	
	· Eventualplanung auf der Grundlage von GR und GL erstellt, wird laufend geprüft und bei Bedarf angepasst.
· Derzeit gibt es keine kantonalen Massnahmen. In Absprache mit der GDK-Ost werden laufend mögliche Massnahmen geprüft.
· Empfehlungen zur Besuchsregelung für Spitäler, Pflegeheime und sozialmedizinische Institutionen.

	
	

Link zu Empfehlungen

	SG
	Nachtrag zur Vollzugsverordnung zur eidgenössischen Verordnung über Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie
· Maskentragpflicht bei sämtlichen Veranstaltungen mit mehr als 30 Teilnehmenden; 
· Maskentragpflicht bei sämtlichen Veranstaltungen bis zu 30 Teilnehmenden, wenn der Mindestabstand nicht eingehalten werden kann. 
· Konsumation ausschliesslich sitzend in der gesamten Gastronomie; Maskentragpflicht für das Servicepersonal in der Gastronomie; 
· Tanzverbot in öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betrieben sowie an öffentlichen Veranstaltungen. 
	21.10.2020
	Link zur Vollzugsverordnung 
Link zu Erläuterungen


	
	Der Regierung St. Gallen hat folgende Massnahmen beschlossen:
Konsumation ausschliesslich sitzend in der Gastronomie, Tanzverbot, Maskentragepflicht generell für Servicepersonal sowie für sämtliche Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit über 30 Personen. Für sämtliche Veranstaltungen in geschlossenen Räumen unter 30 Personen gilt eine Maskentragepflicht, wenn der Mindestabstand nicht eingehalten werden kann.
	17.10.2020
	Link zur Vollzugsverordnung 
Link zu Erläuterungen

	
	Allgemeinverfügung vom 23. September 2020 betreffend Erhebung von Kontaktdaten bei Besucher/innen von Clubs und Information von Kontaktpersonen nach Indexfall in einem Club.
	25.9.2020
	Link zur Allgemeinverfügung

	GR
	Ab Samstag, 17. Oktober 2020 gilt im Kanton Graubünden in öffentlich zugänglichen Innenräumen und in bestimmten Bereichen der Bildungseinrichtungen eine Maskenpflicht. Die Regierung hat auf Antrag des Gesundheitsamtes entsprechende Massnahme verabschiedet, um die erneut rasante Ausbreitung des neuen Coronavirus einzudämmen. Zudem gilt in Gastronomiebetrieben eine Sitzpflicht.
	17.10.2020
	Link zu Massnahmen

	
	Allgemeinverfügung des Gesundheitsamts betreffend Schutzkonzepte und Erhebung von Kontaktdaten für die Betreiber beziehungsweise Organisatoren von öffentlich zugänglichen Betrieben und Einrichtungen sowie von Veranstaltungen.
	22.07.2020
	Link zur Verfügung 

	AG
	Zusammenführung der kantonalen Allgemeinverfügungen :
Die im Aargau bestehenden Allgemeinverfügungen sind in Anbetracht der neuen Bundesmassnahmen überprüft worden. Weiterhin gilt die Ausweispflicht bei der Kontaktdatenerhebung in Bar- und Clubbetrieben. Die neuen Bundesvorgaben mit Maskenpflicht, sitzender Konsumation und höchstens vier Personen pro Tisch sind derzeit ausreichend, weshalb die bestehende kantonale Beschränkung auf 50 gleichzeitig anwesende Gäste sowie die über Bundesrecht hinausgehende Maskenpflicht in Bars und Clubs formell aufgehoben wird. Die maximale Sektorengrösse von 100 Personen bei Veranstaltungen ist ebenfalls überholt und wird aufgehoben. Schliesslich wird die Pflicht zur Kontaktdatenerhebung bei privaten Veranstaltungen mit höchstens 15 Personen aufgehoben. 
	29.10.2020
	
Allgemeinverfügung 
Link zur Medienmitteilung


	TG
	Der Regierungsrat hat beschlossen, neue Massnahmen zu ergreifen. Es besteht unter anderem eine Masken- und Meldepflicht für öffentliche und private Veranstaltungen ab 30 Personen.
	23.10.2020
	Link zur Medienmitteilung

	
	Der Regierungsrat hat eine Meldepflicht für öffentliche und private Veranstaltungen ab 100 Personen verfügt.
	20.10.2020
	

	
	Schaffung einer Einheit Covid-19 im Departement für Finanzen und Soziales
	14.9.2020
	

	
	Verbindlicherklärung der Empfehlungen des nationalen Pandemieplans bzgl. Vorratshaltung von Schutzmasken, Hygienemasken und Untersuchungshandschuhen für alle Leistungserbringer im Gesundheitssektor (Alle Betriebe mit einer Betriebsbewilligung und alle Personen mit einer Berufsausübungsbewilligung).
	31.8.2020
	


	
	Ausweispflicht für Bar- und Clubbetriebe ab dem 14. August 2020
	14.8.2020
	


	TI
	Nouvelles dispositions cantonales : 
· fermeture des boîtes de nuit (discothèque, salles de danse et clubs)
· extension de l'obligation du port du masque dans les lieux extérieurs où il n'est pas possible de maintenir la distanciation et lors des marchés. 
· Interdiction des manifestations privées de plus de 15 personnes 
	28.10.2020
	Disposizioni cantonali
Infografica 

	
	Mesures restrictives face à l’évolution épidémiologique du Coronavirus, avec une progression numérique marquée des nouveaux cas positifs.
En particulier, il s’agit de la fermeture des boîtes de nuit (discothèque, salles de danse et clubs), l’extension du port obligatoire du masque (magasins et centres commerciaux) et quelques mesures spécifiques pour la restauration.
	9.10.2020
	Lien « Consiglio di Stato »

	
	Prolongation des décisions (rassemblements, horaires accès aux check points, installations de baignade)
	1.10.2020
	


Lien « Consiglio di Stato (assembrmenti) »

	
	Prolongation de la décision sur les rassemblements jusqu’au 5 octobre 2020..
	16.9.2020
(18.8.2020 + 3.7.2020)
	Lien « Consiglio di Stato »

	
	Suite à l'obligation de porter le masque de protection dans les transports publics introduite au niveau national par le CF, le Conseil d'État a décidé de donner suite aux récentes recommandations de la Conférence suisse des institutions d'action sociale (COSAS) en soutenant l'achat de masques chirurgicaux pour les personnes bénéficiant de prestations sociales cantonales. Cette mesure s'adresse plus particulièrement aux bénéficiaires de l'aide sociale, des allocations de la petite enfance, des allocations familiales supplémentaires et des prestations spéciales de chômage.

Cette prestation consiste en un remboursement unique de 40 CHF, valable de septembre à décembre 2020, et est accordée aux personnes qui doivent utiliser les transports publics pour se rendre au travail, à l'école, pour suivre un parcours d'intégration sociale ou professionnelle ou qui doivent se déplacer pour un traitement médical/thérapeutique.
	26.8.2020
	Lien vers le communiqué de presse

	
	Le Conseil d'État du Canton du Tessin a décidé de prolonger jusqu'au 24 août les mesures décidées pour la première fois le 3 juillet avec échéance le 19 juillet et confirmées à partir du 20 juillet. Il s’agit de:  
- limite de 30 personnes pour les rassemblements 
- réduction à 100 personnes sur toute la soirée pour les clients des bars et des boîtes de nuit
- vérification des données des clients de ces établissements publics au moyen de documents d'identité et appel sur le téléphone portable.
- En outre, il a décidé de rendre obligatoire le porte du masque (ou un dispositif de protection individuel équivalent) pour le personnel de service des structures de la restauration.
	20.7.2020
+ 6.8.2020
	Lien « Consiglio di Stato »
Lien au communiqué de presse et à l’ordonnance

	VD
	Nouvelles mesures au 25.10.2020
· Les manifestations de plus de 1'000 personnes sont interdites.
· Les manifestations et fêtes privées sont interdites au-delà de 10 personnes.
· La pratique de sports de contact (football, hockey, danse de salon, basketball, sports de combat, etc.) au niveau amateur est prohibée.
· Le port du masque est obligatoire pour les élèves du secondaire I (9 à 11S) dans le périmètre scolaire
· En outre, le Conseil d’État a déclenché le plan ORCA, sous la direction de l’Etat-Major Cantonal de conduite (EMCC). Le gouvernement autorise la mise sur pied de la Protection civile vaudoise dans son ensemble en situation d’urgence.
	25.10.2020
	Lien vers l'arrêté 
Lien vers la directive
Lien vers le communiqué de presse 

	

	Nouvelles mesures entrées en vigueur le 17 septembre 2020 :
· Fermetures des night clubs et discothèques
· Interdiction des manifestations privées de plus de 100 participants. Dès 50 personnes, le masque est obligatoire et les organisateurs doivent disposer d’une liste d’identification des participants. 
· Lieux publics fermés accessibles au public (théâtres, salles de concert, musées, expositions, bibliothèques, guichets des administrations, etc.) : port du masque obligatoire. 
· Consommation dans les espaces de restauration publics uniquement aux places assises. Port du masque obligatoire pour le personnel en salle et les clients. Obligation d’un dispositif d’identification fiable, homologué par l’association faîtière.
	17.9.2020
	Lien vers l'arrêté du 14 septembre 
Lien vers la directive du 15 septembre

	
	Obligation d’avoir un dispositif d’identification et de garantir la fiabilité des données pour les lieux de cultes.
	8.7.2020
	Lien vers la directive du 3 juillet



	
	Dans la mesure du possible, obligation d’avoir un dispositif d’identification et de garantir la fiabilité des données pour les établissements de restauration. A défaut d’un tel dispositif, le port du masque de protection pour le personnel servant en salle et sur les terrasses est obligatoire. 
	8.7.2020
	

	
	Obligation d’avoir un dispositif d’identification des clients et de garantir la fiabilité des données pour les clubs, bars, discothèques.
	3.7.2020
	

	VS
	Décision du Conseil d’Etat valaisan d’ordonner le port du masque sur les lieux de travail clos, d’interdire les rassemblements de plus de 10 personnes, de suspendre les visites dans les hôpitaux et EMS, de fermer les bars de nuit, boîtes de nuit, etc, de fermer les établissements publics (café, restaurant, etc) à 22h, d’ordonner l’enseignement à distance pour les écoles du degré tertiaire, de fermer les lieux de divertissement et de loisirs et d’interdire les sports de contact (sauf pratique professionnelle à huis clos)
	21.10.2020
	Lien vers le communiqué de presse / Medienmitteilung





	
	Décision du Conseil d’Etat valaisan d’ordonner la fermeture des établissements publics au plus tard à 1h du matin
	18.10.2020
	





Lien vers le communiqué de presse / Medienmitteilung

	
	Décision du Conseil d’Etat valaisan d’ordonner le port du masque dans tous les espaces clos accessibles au public, d’ordonner le port du masque et traçage obligatoire pour toutes les manifestations de plus de 50 personnes, d’ordonner le port du masque aux clients des lieux publics avec débit de boisson et/ou de nourriture pour les trajets entre l’entrée, la table et la sortie, et d’ordonner le port du masque pour le personnel des lieux publics
	
	

	
	Décision du Conseil d’Etat valaisan d’appliquer les concepts de protection des transports publics et des remontées mécaniques suisses
	
	

	
	Renforcement des capacités de dépistage en Valais
	16.10.2020
	Lien vers le communiqué de presse / Medienmitteilung 

	
	Mise en place d’un système d’alerte par SMS pour les mises en quarantaine
	13.10.2020
	www.vs.ch/covid-19

	
	Ouverture d’un centre de dépistage COVID-19 à Viège, accessible tous les jours de 8 h 00 à 10 h 00 et de 16 h 00 à 19 h 00 (sans rendez-vous). D’autres centres seront progressivement mis en place dans le Valais romand.
	1.10.2020
	Lien vers le communiqué de presse / Medienmitteilung

	
	Décision du Conseil d’Etat valaisan du 26.08.2020 d’ordonner le port du masque (pour les plus de 12 ans) et la mise à disposition des clients de produits hydro-alcooliques dans tous les magasins et commerces intérieurs fermés, y compris pour le personnel s’il n’est pas protégé par un dispositif vitré ou équivalent.
	31.8.2020
	Lien vers la décision du CdE 
	


	
	Courrier du Conseil d’Etat à l’ensemble des communes valaisannes concernant le renforcement des contrôles et de la prévention.
	3.8.2020
	Lien vers le communiqué de presse

	
	Concept de gestion en cas de reprise de l’épidémie en VS avec 4 niveaux de mesures d’endiguement 
	Validé par le Conseil d’Etat le 27.7.2020
	

	
	Décision du Conseil d’Etat valaisan du 13.7.2020 de limiter à 100 personnes présentes simultanément après 20 heures dans les bars de nuit, les boîtes de nuit, les discothèques et tous les établissements qui ferment au-delà de minuit. Des mesures de traçage spécifiques pour ces établissements sont mises en place.
	16.7.2020
	Link zur Medienmitteilung / communiqué de presse

	NE
	Décision du Conseil d'Etat d'interdire les rassemblements de plus de cinq personnes y compris dans le cadre privé.
	02.11.2020
	Lien vers le communiqué de presse 

	
	Annonce obligatoire des manifestations privées de plus de 15 personnes 5 jours à l’avance par la personne responsable auprès du service cantonal de la consommation et des affaires vétérinaires (SCAV). 
Les participant-e-s de manifestations publiques réunissant moins de mille personnes doivent respecter les distances ou, à défaut, porter un masque. 
Le public doit obligatoirement être assis pour consommer aliments ou boissons et réparti par groupes de maximum 100 personnes. 
	19.10.2020
	Lien vers site SCAV
Lien vers le communiqué de presse 

	
	Le niveau d'alerte passe à l’orange. Cet arrêté adapte les dispositions cantonales aux dispositions fédérales.
	
	Lien vers l'arrêté du Conseil d'Etat

	
	Annonce obligatoire des manifestations privées de plus de 30 personnes. 
Chaque manifestation privée de plus de 30 personnes organisée à partir du 1er octobre devra obligatoirement être annoncée au moins 5 jours à l’avance par la personne responsable auprès du service cantonal de la consommation et des affaires vétérinaires (SCAV).
	1.10.2020
	Lien vers le communiqué de presse

	
	Le niveau d'alerte passe au jaune. Cette nouvelle situation entraîne un renforcement des mesures dont notamment l'obligation du port du masque dans les commerces d’une capacité de plus de dix personnes.
	19.08.2020
	Lien vers l'arrêté du Conseil d'Etat 
Lien vers le communiqué de presse

	
	 Système d’alerte de  la population en 4 modes épidémiques (sporadique, cluster, foyer régional et vague) par système de couleur
	
	www.ne.ch/coronavirus

	
	Directive sur la traçabilité dans les bars, discothèques, etc
Le 3 juillet dernier, il a été décidé de clarifier par le biais d’une directive de l’État-major cantonal de conduite les obligations de traçage des établissements proposant des consommations debout (bars, discothèques, salles de danse). Ces établissements ont le devoir d’identifier formellement les clients, avec présentation de la carte d’identité ou l’utilisation d’applications spécifiques à disposition des professionnels de la branche. 
Il est aussi prévu d’inviter les institutions , voire les professionnels de soins, à constituer des réserves de masques, en appelant à leur responsabilité individuelle.
	7.7.2020
	Directive

	GE
	Le Conseil d'Etat a décidé d'arrêter les mesures suivantes. A noter que certaines mesures étaient déjà en vigueur : 
· Interdictions des rassemblements de plus de 5 personnes dans l'espace public 
· Manifestations privées limitées à 5 personnes, avec respect des mesures préconisées par l'OFSP et collecte des données obligatoire.
· Les séances et assemblées des partis politiques, des organisations syndicales et patronales, et du personnel peuvent se dérouler sous réserve de la limitation de 50 participants et d'un plan de protection.
· Fermeture des commerces à 23 heures (à l'exception des pharmacies de garde). Seul un service à domicile de livraison peut être maintenu.
· Les établissements offrant des buffets self-service sont interdits.
· Dans les établissements proposant des consommations, les activités accessoires (ex: jeux), à l'exception de la danse et du chant (ex: karaoké), sont autorisées pour autant qu'un plan de protection spécifique soit mis en place.
· les établissements doivent disposer des identités d'au moins une personne par table dans les cafés-restaurants et de toutes les personnes présentes dans les autres établissements. Une distance d'au moins 1,5 mètre doit être respectée entre les tables.
· Les activités sportives des enfants de moins de 12 ans sont autorisées sans restriction à l'exception des compétitions, qui sont interdites.
· Pour les personnes dès 12 ans, les activités sportives sans contact physique peuvent être exercées à titre individuel ou en groupe de maximum 15 personnes. Cette limitation ne s'applique pas aux cours d'éducation physique dispensés dans le cadre scolaire.
· Les responsables des établissements soumis à l'obligation de collecte des données doivent systématiquement mettre en place un dispositif d'identification numérique (plateforme, application, fichier Excel). Les listes écrites manuellement sont interdites. L'utilisation de la plateforme validée par le service du médecin cantonal est recommandée.
· Interdiction de la pratique des sports de contact, à un niveau amateur à partir de 12 ans
· Fermeture des installations de loisirs telles que bowling, salons de billards et de jeux, escape games, laser games. 
· Port du masque obligatoire dans les établissements du degré secondaire I (12-15 ans)
· L'obligation de porter un masque est étendue aux déplacements en voiture lorsqu’au moins deux personnes ne vivant pas en foyer commun voyagent ensemble.
	29.10.2020
	Lien vers l'arrêté 
Lien vers le communiqué de presse 

	
	Semi-automatisation des décisions d'isolement et de quarantaine. Les personnes testées positives en attente de premier contact ont reçu des SMS leur proposant de remplir:
· Un formulaire contenant un minimal data set afin de transmettre le cas aux autorités compétentes ou de pouvoir générer rapidement une décision d'isolement par les admin;
· Un formulaire déjà utilisé jusque-là avec l'enquête d'entourage
· Un troisième formulaire complémentaire avec les données permettant de remplir les données habituellement collectées au premier appel. Nous nous attendons à un taux d'abandon élevé sur ce dernier formulaire
Les personnes complétant ces trois formulaires génèrent un entourage qui est automatiquement contacté par SMS. Ce SMS indique la quarantaine et propose toujours un formulaire permettant d'établir le minimal data set nécessaire à l'établissement de la décision de quarantaine.

· La ligne d'information cantonale est réactivée (0800 909 400 7/7).

· Guide pour les manifestations privées mis à jour

· Réquisition des cliniques, arrêt de l'électif chirurgical et interventionnel ambulatoire et stationnaire.
	22.10.2020










30.10.2020

28.10.2020
	










Lien vers le guide


	JU
	Le canton du Jura a déclaré l'état de nécessité sur le plan cantonal, et décidé des mesures suivantes : 
· Interdiction des manifestations et rassemblements, publics ou privés, y compris dans le cercle familial, à l’intérieur comme à l’extérieur, de plus de 5 participants.
· Fermeture des bars et restaurants
· Fermeture des infrastructures d’accès public
· Interdiction des entraînements, matchs et compétitions du domaine sportif amateur, sauf les entraînements en extérieur de maximum 5 personnes, en respectant les distances et sans contact.
· Obligation de porter le masque pour les élèves, le corps enseignant et les autres membres du personnel des écoles des degrés 9 à 11 HarmoS, lors des activités présentielles.
	02.11.2020
	Lien vers le communiqué de presse 

	
	· Port du masque obligatoire en permanence sur les lieux de travail clos (y compris dans les véhicules);
· Interdiction de tous les rassemblements, manifestations et rencontres de plus de 15 personnes, enfants compris, dans l’espace public et privé;
· [bookmark: _GoBack]Restriction des visites dans les établissements hospitaliers, médico-sociaux, les unités de vie psycho-gériatriques, les appartements protégés et les institutions sociales, publics et privés;
· Fermeture complète des établissements de divertissement, soit les bars de nuit, boîtes de nuit, discothèques, clubs érotiques et autres lieux assimilés;
· Fermeture des autres établissements publics tels que les restaurants et bars tous les jours à 22h au plus tard;
· Fermeture des centres de fitness;
· Interdiction des sports d’équipe et des sports de contact (football, basketball, hockey sur glace, volleyball, sports de combats, etc.), à l’exception de la pratique à huis-clos à titre professionnel et de l’entraînement à titre individuel;
· Interdiction des répétitions et représentations des chorales;
· Port du masque obligatoire dans les marchés et foires et la consommation de boissons et d’aliments sur place est interdite;
· Port du masque obligatoire pour les élèves et étudiants dans le périmètre des écoles secondaires et postobligatoires lorsqu’ils ne sont pas assis en classe;
· Suppression des camps de ski, des camps de sport, des voyages d’études et de toutes les activités exigeant un séjour à l’extérieur du domicile au sein des écoles.
	23.10.2020
	Lien vers le communiqué de presse 
Lien vers l'ordonnance 

	
	Interdiction des manifestations privées de plus de 100 personnes sans respect des distances ou sans port du masque systématique ;
Renforcement des règles de collectes de données dans les établissements publics. Le traçage doit se faire de manière électronique.
	14.10.2020
	Lien de l'ordonnance

	
	Obligation du port du masque pour le personnel et pour les clients des restaurants et des bars exceptés lorsqu’ils sont assis ; 
Service assis dans tous les établissements publics ; 
Service assis et port du masque obligatoire dans les discothèques, un maximum de 300 personnes pouvant être accueillies simultanément; 
Réduction du nombre maximal de participants de 300 à 100 personnes à une manifestation publique lors de laquelle les distances ou le port du masque ne sont pas respectés. 
Dans le cadre des manifestations sportives ou culturelles, ainsi que des activités de loisirs, se tenant à l’intérieur, le port du masque est obligatoire pour les spectateurs dès 12 ans, bénévoles et autres participants en contact avec le public, sauf le temps de consommation de petites collations ou de boissons. Les sportifs et participants en activité sont exemptés.
	9.10.2020
	Lien de l'ordonnance 

	
	Dans les espaces des établissements de restauration, y compris les bars, où les clients consomment exclusivement assis à table, le plan de protection doit prévoir la collecte des coordonnées d’une personne par table ou par groupe de personnes, même si la distance de 1,5 mètre entre les tables est respectée ou si une paroi de séparation entre les tables a été installée.
Dans les espaces des établissements de restauration, y compris les bars et les boîtes de nuit, où les clients peuvent consommer debout, ainsi que dans les discothèques et les salles de danse, le plan de protection doit prévoir un dispositif d’identification de chaque client. Le dispositif d’identification doit permettre :
a) d’identifier formellement tous les clients par la présentation d’une pièce d’identité (passeport, carte d’identité ou permis de conduire) et/ou par l’utilisation d’applications spécifiques;
b) de vérifier l’exactitude des numéros de téléphone portable, ou à défaut des numéros de téléphone fixe, donnés par les clients;
c) de collecter les heures d’arrivée et de départ de tous les clients.
	25.09.2020
	

	
	Obligation du port du masque dans les commerces et magasins
	6.7.2020
	Lien de l’ordonnance

	
	Création d’une cellule de coordination et de suivi sous la responsabilité du DES (Département de l’économie et de la santé). Elle est en charge de coordonner l’information donnée au public, de renseigner les responsables de manifestations et de procéder à des contrôles. 
Annonce obligatoire de toutes les manifestations réunissant plus de 30 personnes. Annonce par formulaire sur internet
Les visites dans les EMS/UVP, appartements protégés, institutions sociales et au sein de l’Hôpital du Jura restent possibles mais se font dans un cadre déterminé
	30.6.2020
	Lien de l’ordonnance
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Gesundheits- und Sozialdepartement 
 
Kantonsarzt 
Hoferbad 2 
9050 Appenzell 


Telefon +41 71 788 94 57 
info@gsd.ai.ch 
https://www.ai.ch 


 
 


 


Covid-19: Kantonale Eventualplanung ab Juli 2020 (Stand: 17.7.2020) 


 


 
1. Ausgangslage 


Zurzeit haben wir in der Region Ostschweiz wenige Infizierte, tendenziell zunehmend. Insbe-


sondere in Appenzell I.Rh. sind seit 23.04.2020 keine Personen mehr positiv getestet worden. 


Treten wieder mehr Fälle auf (Infizierte und Kontaktpersonen), müssen Massnahmen vorberei-


tet sein. 


Der Bundesrat hat die ausserordentliche Lage per 19. Juni 2020 in eine besondere Lage umge-


wandelt und damit die Entscheidungshoheit an die Kantone zurückgegeben. Mit dem vorliegen-


den Konzept soll eine Eventualplanung für eine 2. Welle der Covid 19 Epidemie im Kanton Ap-


penzell I.Rh. geschaffen werden. Anhand von verschiedenen Szenarien wird eine Entschei-


dungshilfe für die Verantwortlichen geschaffen. Dabei gilt das Verhältnismässigkeitsprinzip, das 


heisst die angeordneten Massnahmen müssen stets angemessen und erforderlich sein und 


dem öffentlichen Interesse dienen. 


 


Das vorliegende Dokument wird regelmässig durch den GSD-Covid-19-Stab überprüft und lau-


fend angepasst.  


 


2. Rechtliche Grundlagen 


Bund 


- Epidemiengesetz (SR 818.101) 


- Epidemienverordnung (SR 818.101.1) 


- Covid-19-Verordnung 3 (SR 818.101.24) 


- Verordnung über die Proximity-App (SR 818.101.25) 


- Covid-19-Verordnung besondere Lage (SR 818.101.26) 


- Covid-19-Verordnung Verordnung Massnahmen im Beriech des internationalen Perso-


nenverkehrs (SR 818.101.27) 


 



https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20071012/index.html

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20133212/index.html

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20201773/index.html

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20201730/index.html

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20201774/index.html

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20201948/index.html
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Kanton 


- Art. 4, Abs. 2 lit d Gesundheitsgesetz (GesG, 800.000): GSD ist zuständig für die Ergrei-


fung von befristeten gesundheitspolizeilichen Massnahmen zur Abwehr und Bekämp-


fung von übertragbaren Krankheiten und anderen Gefährdungen der Gesundheit. 


- Art. 32 GesG Mitwirkungspflicht der Gesundheitsfachpersonen und Betriebe 


- Art. 33 GesG Kantonsbeiträge 


- Art. 34 GesG regelt die Massnahmen gegen übetragbare Krankheiten, soweit sie nicht 


durch Bundesrecht geordnet sind 


- Art. 7 Verordnung zum Gesundheitsgesetz (V GesG, GS 800.010) 


- Standeskommissionsbeschluss über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (GS 


818.101) Der Kantonsarzt ist (unter Aufsicht des GSD) insbesondere zuständig für:  


a)  
die Anordnung der Überwachung und Absonderung von Personen mit einer über-
tragbaren Krankheit;  


b)  
den Antrag für die Anordnung einer Zwangsuntersuchung und die Verpflichtung zu 
Probeentnahmen von Personen, die eine übertragbare Krankheit weiterverbreiten 
können;  


c)  
den Antrag auf ärztliche Untersuchungen bei drohenden oder bereits ausgebroche-
nen Epidemien;  


d)  
den Antrag auf Verbotsanordnung von bestimmten Tätigkeiten oder Berufen gegen-
über Personen, die eine übertragbare Krankheit weiterverbreiten können;  


e)  
den Antrag für Massnahmen zum Schutz der Allgemeinheit zur Verhütung der Wei-
terverbreitung übertragbarer Krankheiten;  


f)  den Antrag für notwendige epidemiologischen Abklärungen 


 


3. Fachliche Grundlagen 


- COVID-19-Containmentphase ab dem 11. Mai 2020, Stand 29. Juni 2020 (Bundesamt 


für Gesundheit, per E-Mail vom 1. Juli 2020 von epi@bag.admin.ch) 


- Vorbereitung und Bewältigung des Wiederanstiegs der COVID-19-Fälle in der Schweiz 


(Bundesamt für Gesundheit, 19. Juni 2020) 


- Abfederung im Falle eines Wiederanstiegs von COVID-19 («Rebound Papier») (VKS 


und GDK vom 26. Juni 2020) 


- Entwicklung der Fallzahlen (Informationssystem Meldungen ISM) 


 


4. Organisation 


Der GSD-Covid-19-Stab beobachtet die Lage und trifft sich in der Regel wöchentlich.  


- Antonia Fässler, Statthalter (Leitung) (AF) 


- Markus Köppel, Kantonsarzt Stv. (MK) 
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- Mathias Cajochen, Departementssekretär und Leiter Gesundheitsamt (MC) 


- Stefan Lendenmann, Leiter Amt für Bevölkerungsschutz (SL) 


 


5. Aktuelle Massnahmen (Phase Grün: <10 Fälle / Woche und keine Hotspots) 


 


Massnahmen Wer 


«Sensibilisierungskampagne» in der Öffentlichkeit bezüglich 


Hygiene- und Verhaltensmassnahmen 


GSD-Covid-19-Stab mit 


Kommunikationsstelle 


Contact-Tracing durch KFS-Hotline (Leitung Albert Elmiger) Kantonsarzt Stv. / Gesund-


heitsamt 


Beobachtung der Lage GSD-Covid-19-Stab 


Wöchentliche Telefonkonferenz BAG-VKS Kantonsarzt Stv. 


Wöchentliche Telefonkonferenz Kantonsärzte Ostschweiz Kantonsarzt Stv. 


Wöchentliche Telefonkonferenz Departementssekretäre GDK-


Ost 


Departementssekretär 


Sporadischer Austausch mit der GDK und GDK-Ost Statthalter 


Schutzmaterialbeschaffung und Bewirtschaftung Pandemiela-


ger 


Gesundheitsamt in Zusam-


menarbeit mit Spital Appen-


zell 


Organisation/Koordination von Testmöglichkeiten (Covid-19-


Triagesstelle Spital, Hausärztpraxen) 


Kantonsarzt Stv. / Gesund-


heitsamt 


Überwachung der Quarantäne von Rückreisenden aus Risiko-


ländern 


Contact Tracing Team  


Aufrechterhaltung der Spitalkapazitäten (IPS-Plätze) Kantonsarzt Stv. und Ge-


sundheitsamt zusammen 


mit Spital Appenzell und 


Kanton AR 


Überprüfung der Schutzkonzepte und deren Umsetzung in den 


Betrieben 


Arbeitsinspektorat (SL) 


Beratung zu Schutzkonzepten von Veranstaltungen Gesundheitsamt in Abspra-


che mit Kantonsarzt Stv. 


Überprüfung der Schutzkonzepte und deren Umsetzung von 


Veranstaltungen 


Arbeitsinspektorat und Poli-


zei 
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Weisung für Besuchsregelungen in Institutionen Statthalter auf Antrag von-


Kantonsarzt Stv. / Gesund-


heitsamt 


 


6. Szenarien 


- Hot Spots: Auftreten von gehäuften Infekten (mind. 2 Fälle innerhalb von 7 Tagen) in ge-


schlossenen Gruppen (Unternehmen, Heim, Schule, Lager, Party…) 


- Steter Anstieg von Covid-19 Fällen an verschiedenen Orten (Kantonen, Schweiz, angren-


zendes Ausland) 


  


6.1. Hotspots 


Auftreten von 2 und mehr positiv bestätigten Covid-19 Fällen bei einer Ansammlung von Perso-


nen (Party, Sportlager, Schule, Heime, Gastronomie, Unternehmungen) 


Die Sachlage wird individuell durch den Kantonsarzt Stv. eruiert und die Massnahmen auf die 


Verhältnisse angepasst und in Rücksprache mit den Betroffenen angeordnet und umgesetzt. 


Unter Umständen kann eine Verfügung des GSD nötig sein. 


Massnahmen Wer 


Umgebungsuntersuchung durch Contact Tracing (Anhand An-


gaben Indexfall und erfassten Kontaktdaten der Veranstalter 


Kantonsarzt mit CT-Team 


(Leitung A.Elmiger)  


Suche / Identifikation durch Swiss-Covid-App (Kontaktperso-


nen haben sich beim Gesundheitsamt zu melden) 


CT-Team überwacht Qua-


rantäne 


Schliessung von Klassen, Schulen, Hotels, Bars etc. (StKB Art. 


2 Abs. 1 lit. d und Art. 4 Abs. 2. lit. d GesG) 


GSD auf Antrag von KA und 


in Absprache mit den Betei-


ligten und dem zuständigen 


Ämtern 


Abbruch von Ferien-, Sport- und Schullager (dito) dito 


Veranstaltungsabbruch, -einschränkung dito 


Verschärfung der Schutzmassnahmen im Betrieb (räumlich be-


grenzt) (z.B. Maskenpflicht, Besuchsverbot etc) vgl. Contain-


mentphase S. 13ff) 


dito 


 


6.1.1. Aufhebung einzelner Massnahmen 


Die einzelnen Massnahmen werden unter Berücksichtigung der individuellen Situation und in 


der Regel in Anlehnung an die Anweisungen zur Quarantäne durch das GSD aufgehoben.  
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6.2. Steter Anstieg 


Durch die Lockerungen bei Grossveranstaltungen und die vermehrte Reisetätigkeit könnte es in 


der Schweiz und damit auch im Kanton zu erhöhten Infektzahlen kommen. Dieser Anstieg wird 


voraussichtlich langsam oder mässig schnell erfolgen und 2-3 Wochen nach der Erstinfektion 


sichtbar sein. Sämtliche Massnahmen werden ab «Phase gelb» unter den Kantonsärzten und 


Gesundheitsämter regional abgesprochen und nach Anhörung des BAG angeordnet bzw. um-


gesetzt.  


 


6.2.1. Phase Grün: kein oder minimaler Anstieg der Anzahl positiver Tests (<10 Fälle / 


Woche) 


 


Vgl. aktuelle Massnahmen, Ziff. 5. 


 


6.2.2. Phase Gelb: leichter Anstieg der Anzahl positiver Tests (10 - 20 Fälle / Woche) 


 


Massnahmen Wer 


Motivation zum Testen bei Symptomen / Medienmitteilung, Info 


an Hausärzte 


GSD zusammen mit Kom-


munikationsstelle  


Empfehlung an Risikogruppe, an Veranstaltungen nicht mehr 


teilzunehmen, keine Kinder mehr zu hüten 


GSD auf Antrag Kantons-


arzt Stv. 


Weisung bzgl. Anforderungen zu den Schutzkonzepten (Pfle-


geheime, Gastrobetriebe, Veranstaltungen..) 


GSD auf Antrag Kantons-


arzt Stv. 


Maskenpflicht in öffentlichen Gebäuden inkl. Gastronomie StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 


Regionales Versammlungsverbot ab 100, 150 oder 300 Perso-


nen  


StK auf Antrag GSD und in 


Absprache mit GDK-Ost 


  


 


6.2.3. Phase Orange: steiler Anstieg der Anzahl positiver Tests (20-30 Fälle / Woche) 


 


Massnahmen Wer 


Verbot von Versammlungen von über 50, 100, 150 oder 200 


Personen 


StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 
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Besuchsregelung Gesundheitseinrichtungen (Alters- und Pfle-


geheime, Heime für Menschen mit Behinderung und Spitäler 


und Kliniken) 


GSD auf Antrag Kantons-


arzt Stv. 


Testkapazitäten hochfahren, Triage-Stelle Spital, Teststrasse 


Teufen zusammen mit AR 


Kantonsarzt Stv. 


Erhöhung der Spitalversorgungskapazitäten bzw. Verbot von 


gewissen Eingriffen (längere Aufenthalte von mehr als 4-7 


Tage). 


GSD auf Antrag Kantons-


arzt und in Absprache mit 


GDK-Ost 


Schliessen von Freizeiteinrichtungen (Schwimmbäder, Vergnü-


gungsstätten, Bergbahnen, Clubs, Bars, Erotikbetriebe, Verein-


stätigkeiten) 


StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 


Wiedereinsetzen von KFS, wenn für die Spitalversorgung oder 


Infrastruktur (z.B. Reihenimpfung) Ressourcen benötigt von Zi-


vilschutz und Armee benötigt werden 


StK auf Antrag von GSD 


  


 


 


6.2.4. Phase Rot: sehr starker Anstieg der Anzahl positiver Tests (> 30 Fälle / Woche) 


 


Massnahmen Wer 


Schliessung der Schulen / Home-Schooling  StK auf Antrag von GSD 


und in Absprache mit ED, 


Schulgemeinden sowie 


GDK-Ost / EDK-Ost 


Verbot von Versammlungen von über 5, 30 oder 50 Personen StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 


Schliessung aller nicht notwendigen Läsen, Restaurants, 


Märkte 


StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 


Verbot von personenbezogenen Dienstleistungen (Coiffeur, 


Massage etc.) 


StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 


Verbot von elektiven Eingriffen StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 


Home Office für alle - soweit möglich StK auf Antrag GSD in Ab-


sprache mit GDK-Ost 
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Wiedereinsetzen von KFS, wenn für die Spitalversorgung oder 


Infrastruktur (z.B. Reihenimpfung) Ressourcen benötigt von Zi-


vilschutz und Armee benötigt werden 


StK auf Antrag von GSD 


 


 


6.2.5. Weitere Indikatoren und Beobachtungsparameter  


- Anzahl Todesfälle und Übersterblichkeit (BFS) 


- Anzahl Personen in Isolation und Quarantäne 


- Anzahl Hospitalisierungen sowie IPS-und Isolations-Kapazitäten 


 


7. Besonderes 


7.1. Contact Tracing 


Das Contact Tracing Team muss bereit sein, jederzeit die Arbeit wieder aufzunehmen oder zu 


intensivieren. Vorläufig ist in Appenzell I.Rh. das Hotline-Team von Albert Elmiger mit Mitarbeite-


rinnen der kantonalen Verwaltung zuständig. Diese sind geschult und haben bisher schon das 


Contact Tracing durchgeführt.  


Für eine langfristige Lösung ist der Anschluss an die Lungenliga St. Gallen-Appenzell bzw. an 


eine grössere Organisation vorgesehen. Vertragsentwurf mit der Lungenliga liegt vor. AR und SG 


haben per 1. Juli 2020 das Contact Tracing an die LL-SG-App übergeben. Die LL SG-App stiess 


schnell an ihre Kapazitätsgrenzen und hat den Auftrag per 13. Juli 2020 dem Kanton SG wieder 


zurückgegeben. GSD prüft nun die Zusammenarbeit mit den Kantonen St. Gallen und Appenzell 


A.Rh. Im Kanton St. Gallen übernimmt das Contact Tracing der KFS mit dem Zivilschutz und Zi-


vildienstleistenden.  


 


7.2. Schulanfang nach den Sommerferien  


Zusammen mit dem ED und den umliegenden Kantonen wird eine Maskenpflicht oder ähnliche 


Massnahmen geprüft.  
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29. Oktober 2020 


Allgemeinverfügung  
 
Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie; Pflicht zur 
Überprüfung der Kontaktdaten durch Bar- und Clubbetriebe mittels Abgleich mit einer Aus-
weisschrift; Aufhebung übrige Allgemeinverfügungen 


1. Ausgangslage  


Am Mittwoch, 28. Oktober 2020, hat der Bundesrat aufgrund der aktuellen Entwicklung die Verord-
nung über Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie (Covid-19-
Verordnung besondere Lage) geändert, indem er neue verschärfte Bestimmungen erlassen hat. Die 
neuen Verordnungsbestimmungen treten am 29. Oktober 2020 um 00:00 Uhr in Kraft, die neuen 
Bestimmungen für Bildungseinrichtungen gemäss Art. 6d Covid-19-Verordnung besondere Lage am 
2. November 2020 um 00:00 Uhr. 


2. Erwägungen 


2.1 Epidemiengesetz des Bundes 


Das Bundesgesetz über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen vom 28. Sep-
tember 2012 (Epidemiengesetz, EpG) bezweckt den Schutz der Bevölkerung vor übertragbaren 
Krankheiten. Zu deren Bekämpfung können die zuständigen kantonalen Behörden Massnahmen ge-
genüber einzelnen Personen (Art. 30-38 EpG) oder gegenüber der Bevölkerung und bestimmten 
Personengruppen (Art. 40 EpG) anordnen. Nach Art. 40 Abs. 2 EpG können sie insbesondere Ver-
anstaltungen verbieten oder einschränken (lit. a), Schulen, andere öffentliche Institutionen und pri-
vate Unternehmen schliessen oder Vorschriften zum Betrieb verfügen (lit. b) und bestimmte Aktivitä-
ten an definierten Orten verbieten oder einschränken (lit. c). 


Die in diesem Zusammenhang angeordneten Massnahmen dürfen nur so lange dauern, wie es not-
wendig ist, um die Verbreitung einer übertragbaren Krankheit zu verhindern. Sie sind regelmässig zu 
überprüfen (Art. 40 Abs. 3 EpG). Verwaltungsmassnahmen müssen zur Verwirklichung des im öffent-
lichen Interesse liegenden Ziels geeignet und in sachlicher, räumlicher, zeitlicher und persönlicher 
Hinsicht erforderlich sein. Ausserdem muss der angestrebte Zweck in einem vernünftigen Verhältnis 
zu den Belastungen stehen, die den betroffenen Personen auferlegt werden. 
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2.2 Verordnung über Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epi-
demie vom 19. Juni 2020 (Covid-19-Verordnung besondere Lage)  


Soweit die Covid-19-Verordnung besondere Lage nichts anders bestimmt, behalten die Kantone ihre 
Zuständigkeiten (Art. 2 Covid-19-Verordnung besondere Lage). Betreffend den Handlungsspielraum 
der Kantone in Bereichen, in denen die genannte Verordnung Massnahmen vorsieht, ist zudem 
Art. 8 Covid-19-Verordnung besondere Lage zu beachten. Demnach kann der Kanton für eine be-
grenzte Zeit vorsehen, dass die Anzahl Gäste, Besucherinnen und Besucher oder Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer in Einrichtungen und Betrieben sowie an Veranstaltungen über die Vorgaben dieser 
Verordnung hinaus beschränkt wird, wenn sich die Anzahl Personen, die nach Art. 33 EpG identifi-
ziert und benachrichtigt werden müssen, derart erhöht, dass diese Massnahme nicht praktikabel ist 
(Art. 8 Abs. 1 Covid-19-Verordnung besondere Lage). Kommt es örtlich begrenzt zu einer hohen An-
zahl von Infektionen oder droht eine solche unmittelbar, so kann der Kanton für eine begrenzte Zeit 
regional geltende Massnahmen nach Art. 40 EpG treffen. Er hört vorgängig das Bundesamt für Ge-
sundheit an und informiert dieses über die getroffene Massnahme (Art. 8 Abs. 2 Covid-19-Verord-
nung besondere Lage). 


2.3 Kantonale Vollzugsverordnung zum Epidemiengesetz 


Gemäss § 2 Abs. 1 der Verordnung über den Vollzug der eidgenössischen Epidemiengesetzgebung 
vom 28. Oktober 2015 (VV EpiG) ist die Kantonsärztin unter Aufsicht des Departements Gesundheit 
und Soziales mit dem Vollzug der Bundesgesetzgebung über die Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten des Menschen beauftragt. Mithin kann die Kantonsärztin gegenüber Einzelpersonen oder der 
Bevölkerung Massnahmen zur Epidemienbekämpfung anordnen (§ 3 Abs. 1 lit. g und h VV EpiG). 
Diese Kompetenz umschliesst auch den Vollzug der Covid-19-Verordnung besondere Lage des Bun-
desrates, welche sich auf Art. 6 Abs. 2 lit. a und b EpG abstützt.  


2.4 Grundsätze der Massnahmenplanung  


Der Kantonsärztliche Dienst stützt die konkreten Massnahmen auf folgende Grundsätze ab:  


• Massnahmen erfolgen risiko- und nutzenbasiert. 
• Massnahmen werden primär in Situationen mit hohem Ansteckungsrisiko ergriffen. 
• Ergriffene Massnahmen sollen wirksam sein. 
• Ergriffen werden präventive/proaktive wie auch situative/reaktive Massnahmen. 
• Als Grundlage zur Beurteilung des Ansteckungsrisikos sowie der Wirksamkeit der Massnahmen 


dienen  
• Konzept des Verbandes der Kantonsärzte/GDK (4-Stufen-Alarmkonzept im Rahmen des 


Rebound-Papiers)  
• Erkenntnisse aus den Erfahrungen/erhobenen Daten des Contact Tracing Center (CONTI) 
• Wissenschaftliche Erkenntnisse 
• Empfehlungen des Bundesamtes für Gesundheit 


• Die Kooperationsbereitschaft der Bevölkerung soll aufrechterhalten werden. 
• Alle Massnahmen müssen verhältnismässig sein und diverse Interessen (gesundheitspolitisch, so-


zial, ökonomisch) ausgewogen berücksichtigen. 
• Massnahmen sollen, wo möglich, regional koordiniert werden (NWCH-Kantone). 


3. Massnahmen 


Seit dem Wechsel von der ausserordentlichen zur besonderen Lage am 19. Juni 2020 hat die Kan-
tonsärztin mehrere Allgemeinverfügungen erlassen, welche allesamt Geltung bis 31. Dezember 2020 
haben:  
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- Allgemeinverfügung betreffend "Ausweispflicht für Bar- und Clubbetriebe" vom 3. Juli 2020, 
17. August 2020 (Verlängerung bis 30. September 2020) und 22. September 2020 (Verlängerung 
bis 31. Dezember 2020):  
Bar- und Clubbetriebe werden verpflichtet, die von ihren Besuchern angegebenen Kontaktdaten 
anhand eines amtlichen Ausweises (Pass, Identitätskarte oder Führerausweis) zu überprüfen.  


- Allgemeinverfügung betreffend "maximal zulässige Personenanzahl in Bar- und Clubbetrieben 
sowie Sektorenunterteilung bei Veranstaltungen" vom 9. Juli 2020, 17. August 2020 (Verlän-
gerung bis 30. September 2020), 22. September 2020 (Verlängerung bis 31. Dezember 2020) 
und 19. Oktober 2020 (Änderung):  
> In Bar- und Clubbetrieben dürfen sich gleichzeitig maximal 50 Gäste aufhalten. 
> Organisatoren von Veranstaltungen mit über 100 Besucherinnen und Besuchern, an denen we-
der der erforderliche Abstand eingehalten noch geeignete andere Schutzmassnahmen ergriffen 
werden können, sind zur Unterteilung in Steh- oder Sitzplatzsektoren mit maximal 100 Personen 
verpflichtet.  


- Allgemeinverfügung vom 19. Oktober 2020 betreffend "Kontaktdatenerhebung bei privaten Ver-
anstaltungen mit höchstens 15 Personen sowie in Bar- und Clubbetrieben maximal 50 Gäste 
und erweiterte Maskenpflicht":   
> Bei privaten Veranstaltungen mit maximal 15 Personen sind die Kontaktdaten der anwesenden 
Personen zu erheben. 
> In Bar- und Clubbetrieben gilt eine erweiterte Maskenpflicht: Mitarbeitende (nicht bei anderen 
wirksamen Schutzmassnahmen) und Gäste müssen zu jeder Zeit, ausgenommen während der 
Konsumation von Speisen und Getränken, eine Gesichtsmaske tragen. Die Maskenpflicht gilt erst 
dann nicht mehr, wenn die Gäste sitzen und Speisen und/oder Getränke konsumieren. Dies im 
Unterschied zu Restaurationsbetrieben: Dort gilt die Maskenpflicht nicht mehr, sobald die Gäste 
am Tisch sitzen, unabhängig von der Konsumation von Speisen und Getränken. 


3.1 Sektorenunterteilung bei Veranstaltungen 


Gemäss den am 28. Oktober 2020 erlassenen verschärften Bundesmassnahmen ist es verboten, 
Veranstaltungen mit über 50 Personen durchzuführen (Art. 6 Abs. 1 Covid-19-Verordnung besondere 
Lage in der Fassung vom 28. Oktober 2020). Die gemäss Allgemeinverfügung vom 9. Juli 2020, 
17. August 2020 und 22. September 2020 geltende Pflicht zur Sektorenunterteilung bei Veranstaltun-
gen mit über 100 Personen fällt folglich von Bundesrechts wegen dahin.   


3.2 Private Veranstaltungen 


Von Bundesrechts wegen neu ist, dass an Veranstaltungen im Familien- und Freundeskreis (private 
Veranstaltungen), die nicht in öffentlich zugänglichen Einrichtungen und Betrieben stattfinden, höchs-
tens 10 Personen teilnehmen dürfen (Art. 6 Abs. 2 Covid-19-Verordnung besondere Lage in der Fas-
sung vom 28. Oktober 2020). Angesichts dieser von Bundesrechts wegen reduzierten Personenanz-
ahl erachtet es die Kantonsärztin als nicht mehr erforderlich, an der Pflicht zur 
Kontaktdatenerhebung bei privaten Veranstaltungen gemäss Allgemeinverfügung vom 19. Oktober 
2020 festzuhalten. Diese Pflicht zur Kontaktdatenerhebung ist folglich aufzuheben.   


3.3 Bar- und Clubbetriebe 


Gemäss den am 28. Oktober 2020 erlassenen verschärften Bundesmassnahmen gilt für Gäste in 
Restaurations-, Bar- und Clubbetrieben eine Sitzpflicht (Art. 5a Abs. 1 lit. a Covid-19-Verordnung be-
sondere Lage in der Fassung vom 28. Oktober 2020). Speisen und Getränke dürfen mit anderen 
Worten auch in Bar- und Clubbetrieben nur sitzend konsumiert werden. Hinzu kommt, dass in Res-
taurations-, Bar- und Clubbetrieben eine Maskenpflicht gemäss Art. 3b Covid-19-Verordnung beson-
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dere Lage gilt. Vor diesem Hintergrund erachtet es die Kantonsärztin hinsichtlich der maximal zuläs-
sigen Personenanzahl sowie der Maskenpflicht als nicht mehr erforderlich, Bar- und Clubbetriebe an-
ders zu behandeln als Restaurationsbetriebe. Die gemäss Allgemeinverfügung vom 19. Oktober 
2020 für Bar- und Clubbetriebe maximal zulässige Anzahl Gäste (50) sowie die erweiterte Masken-
pflicht sind folglich aufzuheben. 


Weiterhin als erforderlich zu beurteilen ist die für Bar- und Clubbetriebe seit 3. Juli 2020 geltende 
Pflicht, die von ihren Besuchern angegebenen Kontaktdaten anhand eines amtlichen Ausweises zu 
überprüfen. Dies insbesondere deshalb, weil seit Ende Juni 2020 in der Schweiz und im Kanton Aar-
gau ein kontinuierlicher Anstieg der Anzahl infizierter Personen zu verzeichnen war und sich dabei 
primär junge Personen im Alter zwischen 20 bis 30 Jahren infizierten (schwere Krankheitsverläufe 
oder Todesfälle wurden nur spärlich beobachtet). Seit drei Wochen ist ein rascher exponentieller An-
stieg der Fallzahlen und damit eine Bedrohungssituation für die öffentliche Gesundheit festzustellen. 
Zusätzlich ist seit zwei Wochen eine rasche und exponentielle Zunahme der Hospitalisationen sowie 
zunehmend auch Todesfälle zu verzeichnen. Die Aufrechterhaltung der Kapazitäten des Contact 
Tracing ist zentral. Die Pflicht zur Überprüfung der Kontaktdaten durch Bar- und Clubbetriebe stellt 
sicher, dass im Falle einer Ansteckung die Kontaktaufnahme mit der infizierten Person und/oder de-
ren Kontaktpersonen möglichst ohne unnötigen Zeitverzug erfolgen kann. Schliesslich haben die im 
Juni 2020 – vor Erlass der Ausweispflicht – gemachten Erfahrungen gezeigt, dass viele Gäste in Bar- 
und Clubbetrieben falsche Kontaktdaten angegeben haben, was zu erheblichen Schwierigkeiten 
beim Contact Tracing führte.    


4. Dauer der Allgemeinverfügung 


Die Pflicht zur Überprüfung der Kontaktdaten durch Bar- und Clubbetriebe mittels Abgleich mit einer 
Ausweisschrift gilt gemäss erster Allgemeinverfügung vom 3. Juli 2020 betreffend "Ausweispflicht für 
Bar- und Clubbetriebe" ab 3. Juli 2020, 18:00 Uhr, und ist in Anwendung von Art. 8 Covid-19-Veror-
dung besondere Lage bis 31. Dezember 2020, 24:00 Uhr, befristet.  


Die vorliegende Allgemeinverfügung wird im Amtsblatt des Kantons Aargau und auf der Homepage 
des Kantons publiziert. Die Zustellung gilt am Tag der Publikation im Amtsblatt als erfolgt (vgl. § 27 
Abs. 3 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege [VRPG] vom 4. Dezember 2007 und Gesetz 
über die amtlichen Publikationsorgane [Publikationsgesetz, PuG] vom 3. Mai 2011). 


5. Entzug der aufschiebenden Wirkung 


Die vorliegende Verfügung richtet sich zwecks Regelung eines konkreten Sachverhalts an eine Viel-
zahl von Adressatinnen und Adressaten (sog. Allgemeinverfügung). Zur Durchsetzung der mit der 
Covid-19-Verordnung besondere Lage verfolgten Zielsetzungen und weil die weitere Ausbreitung 
des Coronavirus sowie eine Überlastung des Contact Tracing Systems und der Gesundheitsinfra-
strukturen verhindert werden sollen, wird infolge der damit verbundenen Dringlichkeit einer allfälligen 
Beschwerde gegen die vorliegende Allgemeinverfügung die aufschiebende Wirkung entzogen. 


6. Zwangsweise Durchsetzung der angeordneten Massnahmen 


Die Kantonsärztin kann die Beachtung der Allgemeinverfügung mittels Einzelverfügung durchsetzen. 
Sie kann zur Durchsetzung nötigenfalls die Hilfe der Polizei beiziehen und Betriebe schliessen oder 
Veranstaltungen auflösen. 


7. Strafbarkeit der Widerhandlung 


Gemäss Art. 83 Abs. 1 lit. j EpG wird mit Busse bestraft, wer sich vorsätzlich Massnahmen gegen-
über der Bevölkerung im Sinn von Art. 40 EpG widersetzt. 
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Demgemäss wird verfügt:  


1. 


Bar- und Clubbetriebe sind ab Freitag, 3. Juli 2020, 18:00 Uhr, verpflichtet, die von ihren Besuchern 
angegebenen Kontaktdaten anhand eines amtlichen Ausweises (Pass, Identitätskarte oder Führe-
rausweis) zu überprüfen.  


2.  


Aufgehoben werden mit Geltung ab 29. Oktober 2020, 18:00 Uhr: 


- die Allgemeinverfügungen der Kantonsärztin betreffend "maximal zulässige Personenanzahl in 
Bar- und Clubbetrieben sowie Sektorenunterteilung bei Veranstaltungen" vom 9. Juli 2020, 
17. August 2020 (Verlängerung bis 30. September 2020) und 22. September 2020 (Verlängerung 
bis 31. Dezember 2020) sowie  


- die Allgemeinverfügung der Kantonsärztin vom 19. Oktober 2020 betreffend "Kontaktdatenerhe-
bung bei privaten Veranstaltungen mit höchstens 15 Personen sowie in Bar- und Clubbetrieben 
maximal 50 Gäste und erweiterte Maskenpflicht".  


3. 


Bei Nichtbefolgen der angeordneten Massnahme wird diese zwangsweise durchgesetzt, nötigenfalls 
mit Hilfe der Polizei. Bei fortgesetzter Missachtung kann die Kantonsärztin den Betrieb schliessen. 


4. 


Vorsätzliche Verletzungen der Anordnung gemäss Ziffer 1 werden gestützt auf Art. 83 Abs. 1 lit. j 
EpG mit Busse bestraft. 


5. 


Einer allfälligen Beschwerde gegen diese Verfügung wird aufgrund der Gefährdung der öffentlichen 
Gesundheit die aufschiebende Wirkung entzogen. 


6. 


Die Gültigkeit dieser Allgemeinverfügung ist befristet bis 31. Dezember 2020, 24:00 Uhr. 


 


 


Dr. med. Yvonne Hummel 
Kantonsärztin 
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Rechtsmittelbelehrung 
1. Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen seit Zustellung beim 


Regierungsrat des Kantons Aargau, Regierungsgebäude, 5001 Aarau, Beschwerde geführt werden (§ 50 
Abs. 1 lit. a VRPG). Es gelten keine Rechtsstillstandsfristen. 


 
2. Die Beschwerdeschrift, die von der beschwerdeführenden Partei selbst oder einer von ihr bevollmächtigten 


Person zu verfassen ist, muss einen Antrag und eine Begründung enthalten, d.h., es ist 
 a) anzugeben, wie der Regierungsrat entscheiden soll, und 
 b) darzulegen, aus welchen Gründen diese andere Entscheidung verlangt wird. 
 
3. Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss den Ziffern 1 und 2 nicht entspricht, wird nicht 


eingetreten. 
 
4. Eine Kopie der angefochtenen Verfügung ist der unterzeichneten Beschwerdeschrift beizulegen. Allfällige Be-


weismittel sind zu bezeichnen und soweit möglich einzureichen. 
 
5. Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, d.h., die unterliegende Partei hat in der Regel 


die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu bezahlen. 
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Entscheid des Departementes für Finanzen und 
Soziales betreffend Vorratshaltung Schutzmaterial: 
Pflicht für Leistungserbringer 


vom 18. August 2020


Entscheid (03.01/0165/2020)


Vorratshaltung Schutzmaterial: Pflicht für Leistungserbringer


1.	� Ausgangslage
Die Zahl der an Covid-19 erkrankten Personen hat in den Monaten April bis 
Juli abgenommen, steigt aber gegenwärtig wieder an. Im Zuge der ersten Welle 
der Corona-Pandemie bestand eine erhebliche Knappheit an Hygiene- und 
Schutzmaterial. Dabei ist unbestritten, dass insbesondere in Gesundheitsin
stitutionen für Mitarbeitende sowie Patientinnen und Patienten ausreichend 
Hygiene- und Schutzmaterial zur Verfügung stehen muss. Mit Schreiben vom 
29. Juni 2020 richtete sich die Kantonsapothekerin des Kantons Thurgau daher 
an sämtliche Inhaberinnen und Inhaber einer kantonalen Berufsausübungs- oder 
Betriebsbewilligung im Gesundheitsbereich und forderte diese auf, im Hinblick 
auf eine mögliche zweite Welle der Coronapandemie ihre Vorräte an Schutz-
material entsprechend der Empfehlung des nationalen Pandemieplans1 aufzu- 
stocken. Dieser Empfehlung wurde verschiedentlich nicht oder nur ungenügend 
Folge geleistet. Mit Blick auf die steigenden Fallzahlen ist es zur Vermeidung 
erneuter Engpässe von Hygiene- und Schutzmaterial daher angezeigt, verbind-
liche Mindestvorgaben betreffend die Lagerhaltung von Schutzmaterial für 
Leistungserbringer vorzusehen.


2.	 Erwägungen
1.	� Gemäss Art. 8 des Epidemiengesetzes (EpG; SR 818.101) treffen der Bund 


und die Kantone Vorbereitungsmassnahmen für Pandemiefälle, etwa die 
Erarbeitung von Einsatz- und Notfallplänen, die als Grundlage für die Vor-
bereitung zur Bewältigung einer Pandemie in der Schweiz dienen. Der Bund 
hat 2018 den geltenden Influenza-Pandemieplan Schweiz erlassen. Dieser legt 
fest, wer für die Vorratshaltung von Hygiene- und Schutzmaterial verant-
wortlich ist:


	 – �Betreffend Schutzmasken ist vorgesehen, dass die Leistungserbringer nach 
eigenem Ermessen FFP2/3-Masken vorhalten und der Bund ein Pflichtlager 
von 190 000 FFP2/3-Masken hält (vgl. N 10.1.3 des nationalen Pandemie-
plans). Betreffend Hygienemasken sind die Institutionen des Gesundheits-
wesens dafür verantwortlich, über ausreichend Hygienemasken für das 


1Vgl. https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/das-bag/publikationen/broschueren/publikationen-uebertrag-
bare-krankheiten/pandemieplan-2018.html.
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Personal sowie die Patienten zu verfügen (N 10.1.3 des nationalen Pande-
mieplans). Tabelle II.10.1 des nationalen Pandemieplans fasst die Lager-
haltung für Schutz- und Hygienemasken zusammen:
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TEIL II  Massnahmen zur Bewältigung


Bereich Empfehlung
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Spitäler Annahme:	Der	Normalverbrauch	ist	im	Pandemiefall	um	35%	reduziert
•  Lagerreichweite von 4½ Monaten Normalverbrauch an Hygienemasken*


Alters- und Pflegehei-
me, sozio-medizini-
sche Institute, Institu-
tionen für Kinder


Annahme: 1-Bett Zimmer, Krankheitsdauer 7 Tage für Erwachsene und 21 Tage für Kinder  
(0 – 14 Jahre)
•  Lagerreichweite von 3 Monaten Normalverbrauch an Hygienemasken*
•		zusätzlich:	Lagerhaltung von 14 Hygienemasken* pro Bett für Erwachsene  


und 84 Hygienemasken pro Bett für Kinder (0 – 14 Jahre)
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Arztpraxen Annahme: Pandemiedauer 12 Wochen, 4 Masken/Tag/Person mit Patientenkontakt, 7 Tage/Woche
•  Lagerhaltung von 336 Hygienemasken* pro Person** mit Patientenkontakt


Apotheken Annahme: Pandemiedauer 12 Wochen, 4 Masken/Tag/Person mit Kundenkontakt, 7 Tage/ 
Woche
•		Lagerhaltung von 336 Hygienemasken* pro Person** mit Kundenkontakt


Rettungsdienste Annahme: Pandemiedauer 12 Wochen; ein Viertel der Fahrten betreffen Grippe-Erkrankte 
•  Lagerreichweite von 4 Monaten Normalverbrauch, wovon 3 Monate zur Deckung des  


Normalverbrauchs und 1 Monat für die zusätzlich zu transportierenden Grippe-Erkrankten


Spitex Annahme: Pandemiedauer 12 Wochen, Krankheitsdauer 7 Tage, 4 Masken/Tag/Person mit 
Patientenkontakt, 7 Tage/Woche
•  Lagerhaltung von 125*** Hygienemasken* pro Person** mit Klienten- bzw. Patienten- 


kontakt. Bei häufigerem Wechsel der Maske ist mit einem höheren Bedarf an Masken zu rechnen


Ü
br


ig
e Schweizer Bevölkerung 50 Hygienemasken pro Person als persönlicher Notvorrat33


* bzw. FFP2/3 Masken, je nach Ermessen der betroffenen Institutionen ** Vollzeitstelle *** Anzahl Kontakte/Vollzeitstellen


Tab. II.10.1: Empfehlungen zur Lagerhaltung von Schutzmasken


33 Empfehlungen BAG zur Vorratshaltung und Anwendung sowie Empfehlung Notvorrat des BWL: www.bwl.admin.ch/bwl/de/home/themen/notvorrat.html


Schutzmasken und Untersuchungshandschuhe


Personengruppen


Phase, Verwendungszweck


Kontaktmanagement,
Eindämmung


Abschwächung


Direkt exponiertes medizinisches  
Spitalpersonal 


FFP2/3a / Hygienemaske FFP2/3a / Hygienemaske


Ambulantes 
Gesundheitspersonalb


FFP2/3a / Hygienemaske FFP2/3a / Hygienemaske


Erkrankte Personen zu 
Hause und ihre Kontaktpersonen


Hygienemaskec Hygienemaske


Gesunde Bevölkerung – Hygienemasked


a   Das Gesundheitspersonal soll, soweit verfügbar, während der ganzen Pandemie in allen Situationen mit hoher Infektionsgefahr FFP2/3 
Masken	tragen	(z.	B.	während	Aerosol	generierender	Arbeiten,	Intubation,	bei	engem	Kontakt	mit	Verdachtsfällen	[Transport,	Pflege,	
klinische	Untersuchung,	etc.]).


b  Inklusive Apotheken und Pflegepersonal soziomedizinischer Zentren und Einrichtungen (Alters- und Pflegeheime, Spitex etc.).
c  Gilt für Kontaktpersonen, sofern die Erkrankten nicht ohnehin in dieser Phase hospitalisiert/isoliert sind.
d  Das Tragen einer Hygienemaske ist nicht generell nötig, sondern nur in bestimmten, vom BAG empfohlenen Situationen.


Tab. II.10.2: Übersicht über die Anwendung von Schutzmasken


* bzw. FFP2/3 Masken, je nach Ermessen der betroffenen Institutionen ** Vollzeitstelle *** Anzahl Kontakte/Vollzeitstellen
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TEIL II  Massnahmen zur Bewältigung Schutzmasken und Untersuchungshandschuhe


10.5 Untersuchungshandschuhe


Untersuchungshandschuhe werden im fernen Osten hergestellt. Im Pandemiefall ist davon 
auszugehen, dass die Auslieferung der Handschuhe während drei bis sechs Monaten ausfallen 
wird. 


Um die Versorgung mit Schutzhandschuhen während der Pandemiedauer von 12 Wochen best-
möglich sicherzustellen, wurden für den Pandemiefall Empfehlungen für Mindestvorratsmen-
gen definiert. Grösse und Materialzusammensetzung der Untersuchungshandschuhe (Latex, 
Vinyl oder Nitril) sind aufgrund der Erfahrungswerte durch die jeweiligen Institutionen selbst zu 
bestimmen. 


In der folgenden Tabelle sind die Empfehlungen für den stationären wie auch für den ambulan-
ten Bereich zusammengefasst. Deren Umsetzung obliegt der Eigenverantwortung der jeweili-
gen Institutionen. Ergänzend zu den Empfehlungen ist in allen Bereichen auf strikte Einhaltung 
flankierender Hygienemassnahmen zu achten (Kap. II.8, «Verhaltensmassnahmen»):


Bereich Empfehlung*
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Spitäler Lagerreichweite von 3 Monaten Normalverbrauch


Alters- und Pflegehei-
me, soziomedizinische 
Institute, Internate


Annahme: 1-Bett Zimmer, Krankheitsdauer von 7 Tagen
•  Lagerreichweite von 3 Monaten Normalverbrauch
•		zusätzlich:	28 Untersuchungshandschuhe pro Bett für Erwachsene und 168 pro Bett  


für Kinder (0 – 14 Jahre)
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Arztpraxen Annahme: Pandemiedauer 12 Wochen, 15 Kontakte à 2 Untersuchungshandschuhen/Tag/ 
Person** mit Patientenkontakt
2500 Untersuchungshandschuhe pro Person** mit Patientenkontakt


Apotheken Keine Empfehlung zur Lagerhaltung. Händehygiene und generell Verhaltensmassnahmen  
propagieren


Rettungsdienste Annahme: Pandemiedauer 12 Wochen, ¼ der Fahrten betreffen Grippe-Erkrankte
•  Lagerreichweite von 4 Monaten Normalverbrauch, wovon 3 Monate zur Deckung des  


Normalverbrauchs und 1 Monat für die zusätzlich zu transportierenden Grippe-Erkrankten


Spitex Lagerreichweite von 3 Monaten Normalverbrauch


Ü
br


ig
e Bevölkerung in der 


Schweiz
Keine Empfehlung zur Lagerhaltung. Händehygiene und generell Verhaltensmassnahmen  
propagieren


* diese Empfehlungen schliessen die Einhaltung flankierender Hygienemassnahmen in allen Bereichen ein.  ** Vollzeitstelle


Tab. II.10.5: Empfehlungen zur Lagerhaltung von Untersuchungshandschuhen


* diese Empfehlungen schliessen die Einhaltung flankierender Hygienemassnahmen in allen Bereichen ein. ** Vollzeitstelle


–	� Für Untersuchungshandschuhe ist eine Vorratshaltung durch die Leistungs-
erbringer mit einer Lagerreichweite von 3 bis 4 Monaten vorgesehen. Tabel-
le II.10.5 des nationalen Pandemieplans fasst die Lagerhaltung für Untersu-
chungshandschuhe zusammen:
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2.	� Bund und Kantone treffen Massnahmen zur Kontrolle, Verminderung und 
Beseitigung von Risiken der Übertragung von Krankheiten (Art. 19 Abs. 1 
EpG). Soweit der Bund keine Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
angeordnet hat, behalten die Kantone ihre Zuständigkeit (vgl. Art. 2 der 
Verordnung 3 über Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus 
[Covid-19]; SR 818.101.24). Betreffend Schutzmaterial kommt den Kantonen 
die Aufgabe zu, die Beschaffung, Lagerhaltung und Versorgung der Spitäler 
und des ambulanten Pflegepersonals mit den verschiedenen Schutzmasken 
zu regeln (N 10.4 des nationalen Pandemieplans). Es ist in der Verantwortung 
der Personen und Institutionen des Gesundheitswesens, dass für sie und alle 
ihre Mitarbeitenden ausreichend Schutzmaterial vorhanden ist. Diese Pflicht 
ergibt sich aus dem nationalen Pandemieplan sowie aus den arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen, insbesondere aus der Fürsorgepflicht der Arbeitgeber gegen-
über ihren Mitarbeitenden, sowie aufgrund von Art. 10 Verordnung über 
Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epide-
mie (SR 818.101.26).


	� Die von der Kantonsapothekerin ausgesprochene Empfehlung vom 29. Juni 
2020 betreffend Lagerhaltung von Schutzmaterial wird bislang nicht lücken-
los befolgt, obwohl das betreffende Schutzmaterial gegenwärtig ohne weite-
res beschafft werden kann. In Anbetracht einer anstehenden zweiten Infek-
tionswelle ist es daher angezeigt, die betreffenden Personen und Institutionen 
zur Lagerhaltung von Schutzmasken, Hygienemasken und Untersuchungs-
handschuhen gemäss den Empfehlungen des nationalen Pandemieplans zu 
verpflichten. Nur mit dieser Massnahme ist es möglich, das Gesundheitsfach-
personal ausreichend zu schützen, eine erneute Knappheit von Schutzmasken, 
Hygienemasken und Untersuchungshandschuhen zu verhindern und damit 
ein funktionierendes Gesundheitswesen sowie die öffentliche Gesundheit 
hinreichend zu gewährleisten.


3.	 Entzug der aufschiebenden Wirkung
Einer allfälligen Beschwerde gegen Entscheide kommt aufschiebende Wirkung 
zu, sofern selbige nicht entzogen wurde (§ 62 i. V. m. § 48 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege, VRG; RB 170.1). Die aufschiebende Wirkung 
wird nur bei Vorliegen besonderer Gründe entzogen. Dabei muss es sich um 
besonders qualifizierte und zwingende Gründe handeln, ohne dass aber für den 
Entzug der aufschiebenden Wirkung ganz ausserordentliche Umstände vorliegen 
müssen. Der Entzug der aufschiebenden Wirkung setzt voraus, dass im Einzel-
fall überzeugende Gründe für die sofortige Wirksamkeit des Entscheides spre-
chen. Es ist mithin erforderlich, dass ein schwerer Nachteil droht, wenn die 
aufschiebende Wirkung nicht entzogen würde. Dies kann etwa in einer zeitlich 
unmittelbar bevorstehenden oder inhaltlich schweren Bedrohung bedeutender 
Polizeigüter (öffentliche Ordnung, Ruhe, Sicherheit, Sittlichkeit oder Gesund-
heit) bestehen. Wie jedes staatliche Handeln hat sich auch der Entscheid über 
den Entzug der aufschiebenden Wirkung am Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
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(Art. 5 Abs. 2 BV) zu orientieren (Fedi/Meyer/Müller, Kommentar zum Gesetz 
über die Verwaltungsrechtspflege des Kantons Thurgau, Basel 2014, § 48 N 7 f.).


Vorliegend ist die öffentliche Gesundheit durch Covid-19 gefährdet – insbeson-
dere ist der Schutz der Gesundheitsfachpersonen und damit die Leistungsfähig-
keit des Gesundheitswesens für eine anstehende zweite Welle umgehend sicher-
zustellen – weshalb die aufschiebende Wirkung gemäss § 62 i. V. m. § 48 Abs. 1 
VRG zu entziehen ist.


4.	 Kosten
In Anwendung von § 78 Abs. 2 VRG ist auf die Erhebung von Gebühren zu 
verzichten.


5.	 Mitteilung
Der Entscheid ist durch Publikation im Amtsblatt zu eröffnen.


Es wird entschieden:
1.	� Sämtliche Inhaberinnen und Inhaber einer kantonalen Berufsausübungs- oder 


Betriebsbewilligung im Gesundheitsbereich sind dazu verpflichtet, ihre Vor-
räte an Schutzmaterial (Schutzmasken, Hygienemasken, Untersuchungshand-
schuhe) bis am 31. August 2020 entsprechend der Empfehlung des nationalen 
Pandemieplans aufzustocken und zu bewirtschaften.


2.	� Die Pflicht zur Lagerhaltung für die im Pandemieplan nicht genannten Me-
dizinalpersonen (Zahnärzte und Zahnärztinnen, Chiropraktoren) entspricht 
jener der Arztpraxen. Diejenige der übrigen Gesundheitsberufe (Physiothe-
rapeuten, Ergotherapeuten etc.) jener der Spitex.


3.	� Eine Widerhandlung gegen diesen Entscheid wird gemäss Art. 292 des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB; SR 311.0) mit Busse bestraft. 
Art. 292 StGB lautet: Wer der von einer zuständigen Behörde oder einem 
zuständigen Beamten unter Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an 
ihn erlassenen Verfügung nicht Folge leistet, wird mit Busse bestraft.


4.	� Einer allfälligen Beschwerde gegen diesen Entscheid wird die aufschiebende 
Wirkung entzogen.


5.	� In Anwendung von § 78 Abs. 2 VRG wird auf die Erhebung von Gebühren 
verzichtet.


6.	 Der Entscheid ist befristet bis am 30. Juni 2021.


				    Departement für Finanzen und Soziales
				    Der Departementschef
				    Urs Martin, lic. rer. publ. HSG


Rechtsmittel: Gegen diesen Entscheid kann innert 20 Tagen beim Verwaltungs-
gericht des Kantons Thurgau, Frauenfelderstrasse 16, Postfach, 8570 Weinfelden, 
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde muss einen Antrag und eine 
Begründung enthalten sowie die Beweismittel anführen. Die Beschwerdeschrift 
ist unter Beilage oder genauer Bezeichnung des angefochtenen Entscheides 
unterzeichnet und im Doppel einzureichen.
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GESETZGEBUNG


Entscheid des Departementes für Finanzen 
und Soziales betreffend Ausweispflicht in 
Bar- und Clubbetrieben 


vom 11. August 2020


Entscheid (03.01/0165/2020)


Ausweispflicht in Bar- und Clubbetrieben


1.	� Ausgangslage
Nachdem die Anzahl an mit Covid-19 infizierten Personen zwischenzeitlich 
gesunken ist, steigen die Fallzahlen seit Mitte Juni wieder an, seit Ende Juli 
verstärkt. Die neuesten Infektionsketten sind primär auf einreisende Personen 
zurückzuführen. Mit der Quarantänepflicht für Einreisende aus Risikogebieten 
hat der Bundesrat betreffend Einreisen eine erste Massnahme ergriffen.


Das Ansteckungsrisiko ist zudem in geschlossenen öffentlich zugänglichen 
Räumen erhöht. Ein stark erhöhtes Ansteckungsrisiko einer Vielzahl von Per-
sonen besteht in Bar- und Clubbetrieben, zumal viele Menschen ohne Gesichts-
masken in geschlossenen Räumen zusammenkommen, sich frei bewegen und 
der erforderliche Sicherheitsabstand regelmässig nicht eingehalten wird. Um 
das Risiko eines Superspreader-Events in einem Bar- oder Clubbetrieb zu mi-
nimieren, sind Massnahmen zu ergreifen.


2.	 Erwägungen
1.	� Gemäss der Verordnung vom 19. Juni 2020 über Massnahmen in der beson-


deren Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie (Covid-19-Verordnung 
besondere Lage; SR 818.101.26) haben Betreiber von öffentlich zugänglichen 
Einrichtungen und Betrieben sowie Organisatoren von Veranstaltungen ein 
Schutzkonzept zu erarbeiten und umzusetzen (Art. 4 Abs. 1). Das Schutz-
konzept muss Massnahmen betreffend Hygiene und Abstand vorsehen (Abs. 2 
lit. a). Können aufgrund der Art der Aktivität, wegen örtlicher Gegebenhei-
ten oder aus betrieblichen oder wirtschaftlichen Gründen während einer 
bestimmten Dauer weder der erforderliche Abstand eingehalten noch Schutz-
massnahmen ergriffen werden, so müssen die Kontaktdaten der anwesenden 
Personen nach Art. 5 erhoben werden (Art. 4 Abs. 2 lit. b). Die Kontaktdaten 
müssen zwecks Identifizierung und Benachrichtigung ansteckungsverdächti-
ger Personen nach Art. 33 Epidemiengesetz (EpG; SR 818.101) der zustän-
digen kantonalen Stelle auf deren Anfrage hin weitergeleitet werden.
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	� Die zuständigen kantonalen Behörden ordnen Massnahmen an, um die Ver-
breitung übertragbarer Krankheiten in der Bevölkerung oder in bestimmten 
Personengruppen zu verhindern (Art. 40 Abs. 1 EpG). Zulässig sind insbe-
sondere folgende Massnahmen:


	 – �Verbot oder Einschränkung von Veranstaltungen (Art. 40 Abs. 2 lit. a EpG)
	 – �Schliessen von Schulen, anderen öffentlichen Institutionen und privaten 


Unternehmen oder Erlass entsprechender Vorschriften zum Betrieb (Art. 40 
Abs. 2 lit. b EpG)


	 – �Verbot oder Einschränkung des Betretens und Verlassens bestimmter 
Gebäude und Gebiete sowie von bestimmten Aktivitäten an definierten 
Orten (Art. 40 Abs. 2 lit. c EpG).


	� Die Massnahmen dürfen nur so lange dauern, wie es notwendig ist, um die 
Verbreitung einer übertragbaren Krankheit zu verhindern (Art. 40 Abs. 3 
EpG).


	� Kommt es örtlich begrenzt zu einer hohen Anzahl von Infektionen oder droht 
eine solche unmittelbar, so kann der Kanton gemäss Art. 8 Abs. 2 Covid-
19-Verordnung besondere Lage für eine begrenzte Zeit regional geltende 
Massnahmen nach Art. 40 EpG treffen. Er hört vorgängig zur Anordnung 
kantonaler Massnahmen das BAG an und informiert dieses über die getrof-
fenen Massnahmen.


2. �Als Bar- oder Clubbetrieb gelten Bars und Clubs mit hauptsächlich stehender 
Konsumation (Konsumation ohne festen Sitzplatz). Um einen Superspreader-
Event in Bar- und Clubbetrieben zu verhindern, sind drei Massnahmen denk-
bar:


	 – �Pflicht zur Kontrolle der Kontaktdaten anhand eines amtlichen Ausweises
	 – �Begrenzung der Anzahl Gäste
	 – �Schliessung der Bar- und Clubbetriebe


	� Angesichts der aktuellen Fallzahlen und der Prognosen im Kanton Thurgau 
ist eine Schliessung aller Bar- und Clubbetriebe zum momentanen Zeitpunkt 
unverhältnismässig. Auch eine Begrenzung der Gästeanzahl ist gegenwärtig 
nicht angezeigt.


	� Hingegen ist eine Pflicht zur Erfassung der Kontaktdaten aller Gäste zwecks 
Ermöglichung eines Contract Tracing bereits in den Art. 4 und 5 Covid-
19-Verordnung besondere Lage vorgesehen. Sollte eine infizierte Person 
einen Bar- oder Clubbetrieb besuchen, ist die umgehende Orientierung der 
übrigen Gäste über die Quarantänepflicht entscheidend zur Unterbrechung 
der Infektionskette und der Verhinderung einer exponentiellen Verbreitung 
des Virus.


3.	� Aus diesem Grund müssen die von den Gästen angegebenen Kontaktdaten 
vor Einlass erhoben und die Korrektheit der Identität eines Gastes anhand 
eines amtlichen Ausweises (Pass, Identitätskarte, Führerschein o.ä.) verifiziert 
werden. Die Handynummer kann mittels eines Testanrufs verifiziert werden. 
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Die Daten sind vom Bar- oder Clubbetreiber in elektronischer Form zu er-
fassen. Sie sind in einer gegliederten und nach Tagen geführten Gästeliste zu 
führen, um eine rasche Weitergabe geeigneter Daten in bearbeitbarer Form 
an die kantonalen Behörden zwecks Contact Tracing zu ermöglichen.


	� Aus Gründen des Datenschutzes sind die Bar- und Clubbetriebe verpflichtet, 
die Besucherlisten 14 Tage nach deren Erstellung endgültig zu löschen (Art. 5 
Abs. 3 Covid-19-Verordnung besondere Lage). Die Daten dürfen ausschliess-
lich für ein allfälliges Contact Tracing durch den Kanton verwendet werden. 
Den Bar- und Clubbetrieben ist untersagt, die Angaben für andere Zwecke, 
insbesondere Werbung, zu verwenden.


	� Mehrere Kantone haben diese Massnahme zugunsten eines raschen und 
wirkungsvollen Contact Tracing bereits verfügt. Die Massnahme ist geeignet, 
erforderlich und zweckmässig und daher verhältnismässig.


	� Sie gilt ab dem 14. August 2020 und ist bis zum 30. November 2020 zu befris-
ten.


3.	 Entzug der aufschiebenden Wirkung
Einer allfälligen Beschwerde gegen Entscheide kommt aufschiebende Wirkung 
zu, sofern selbige nicht entzogen wurde (§ 62 i. V. m. § 48 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege, [VRG; RB 170.1]). Die aufschiebende Wir-
kung wird nur bei Vorliegen besonderer Gründe entzogen. Dabei muss es sich 
um besonders qualifizierte und zwingende Gründe handeln, ohne dass aber für 
den Entzug der aufschiebenden Wirkung ganz ausserordentliche Umstände 
vorliegen müssen. Der Entzug der aufschiebenden Wirkung setzt voraus, dass 
im Einzelfall überzeugende Gründe für die sofortige Wirksamkeit des Entschei-
des sprechen. Es ist mithin erforderlich, dass ein schwerer Nachteil droht, wenn 
die aufschiebende Wirkung nicht entzogen würde. Dies kann etwa in einer 
zeitlich unmittelbar bevorstehenden oder inhaltlich schweren Bedrohung be-
deutender Polizeigüter (öffentliche Ordnung, Ruhe, Sicherheit, Sittlichkeit oder 
Gesundheit) bestehen. Wie jedes staatliche Handeln hat sich auch der Entscheid 
über den Entzug der aufschiebenden Wirkung am Grundsatz der Verhältnismä-
ssigkeit (Art. 5 Abs. 2 BV) zu orientieren (Fedi / Meyer / Müller, Kommentar 
zum Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege des Kantons Thurgau, Basel 2014, 
§ 48 N 7 f.).


Vorliegend ist die öffentliche Gesundheit durch Covid-19 gefährdet, weshalb 
die aufschiebende Wirkung gemäss § 62 i. V. m. § 48 Abs. 1 VRG zu entziehen 
ist.


4.	 Kosten
In Anwendung von § 78 Absatz 2 VRG ist auf die Erhebung von Gebühren zu 
verzichten.


5.	 Mitteilung
Der Entscheid ist durch Publikation im Amtsblatt zu eröffnen.
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Es wird entschieden:


1.	� Bar- und Clubbetriebe werden verpflichtet, folgende Angaben zu den Besu-
cherinnen und Besuchern vor deren Einlass ins Lokal zu erheben:


	 – Name, Vorname
	 – Postleitzahl
	 – Handy-Nummer
	 – E-Mail-Adresse
	 – wenn möglich: Zeit des Eintritts und des Austritts


2.	� Bar- und Clubbetriebe werden verpflichtet, die Identität der Gäste vor deren 
Einlass anhand eines amtliches Ausweises zu identifizieren. Zudem ist die 
Handynummer zu verifizieren.


3.	� Die Kontaktdaten der Gäste sind in elektronischer Form in einer geglieder-
ten und nach Tagen geführten Gästeliste zu erfassen.


4.	� Der vorliegende Entscheid gilt ab dem 14. August 2020. Er ist bis am 
30. November 2020 befristet.


5.	� Einer allfälligen Beschwerde gegen diesen Entscheid wird die aufschiebende 
Wirkung entzogen.


6.	� In Anwendung von § 78 Absatz 2 VRG wird auf die Erhebung von Gebühren 
verzichtet.


				    Departement für Finanzen und Soziales
				    Der Departementschef
				    Urs Martin, lic. rer. publ. HSG


Rechtsmittel: Gegen diesen Entscheid kann innert 20 Tagen beim Verwaltungs-
gericht des Kantons Thurgau, Frauenfelderstrasse 16, Postfach, 8570 Weinfelden, 
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde muss einen Antrag und eine 
Begründung enthalten sowie die Beweismittel anführen. Die Beschwerdeschrift 
ist unter Beilage oder genauer Bezeichnung des angefochtenen Entscheides 
unterzeichnet und im Doppel einzureichen.
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Numero  
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Consiglio  di  Stato  
Piazza  Governo  6  
Casella  postale  2170 
6501  Bellinzona  
telefono  +41 91 814 41 11 
fax +41 91 814 44 35 
e-mail canäti.ch  
web www.ti.ch  


Repubblica e Cantone 
Ticino 


Il Consiglio  di  Stato 


richiamate  
la  Legge federale sulla lotta contro  le  malattie trasmissibili dell'essere umano  del 28  
settembre  2012  (LEp,  RS  818.101);  
l'Ordinanza sui provvedimenti  per  combattere l'epidemia  di  COVID-19 nella 
situazione particolare  del 19  giugno  2020  (Ordinanza COVID-19 situazione 
particolare,  RS  818.101.26); 
la  Legge sulla promozione della salute e il coordinamento sanitario  del 18  aprile  
1989  (Legge sanitaria, LSan, RL  801.100); 
la  Legge sulla protezione della popolazione  del 26  febbraio  2007  (LProtPop, RL  
500.100);  


viste  le  ultime misure  di  allentamento decise  dal  Consiglio federale,  con  effetto  dal 19  
giugno  2020,  ed  in  particolare l'abrogazione  del  divieto  di  assembramento  di  più  di 30  
persone; l'abrogazione  del  divieto  di  manifestazioni  con  più  di 300  persone;  la  
raccomandazione  di  garantire una distanza  di 1.5  metri tra  le  persone, rispetto ai  2  metri 
precedentemente applicabili; 


preso atto  delle  ultime direttive dell'Ufficio federale dello  sport  e dell'abbandono della 
condizione  di  spazio  di 10m2  da  garantire tra ogni singolo utilizzatore  delle  strutture  
sportive;  


ritenuto che nonostante l'evoluzione attuale della situazione epidemiologica occorre 
prendere provvedimenti prudenziali  al fine di  contenere un'eventuale ripresa dei contagi; 


visto il perdurare dell'apertura  di  bagni pubblici e lidi durante il periodo tardi-estivo e  la  
conseguente importante presenza  di  persone; 


ritenuto pertanto necessario adottare, sull'intero territorio cantonale, misure specifiche  
per  dette infrastrutture; 


considerato che  in  applicazione dell'art.  2  dell'ordinanza COVID-19 situazione 
particolare, i Cantoni possono adottare provvedimenti nel limite  delle  loro competenze; 


sentito il Dipartimento della sanità e della socialità, il Dipartimento dell'educazione, della 
cultura e dello  sport  e lo SMCC; 


su proposta  del  Medico cantonale: 


risolve:  


1.  Ogni visitatore  di  un'infrastruttura balneare deve avere  a  disposizione uno spazio  di  
almeno  7m2.  


ti 


Bellinzona  


1  ottobre  2020  







2 di 2 


2. Su  richiesta dell'Ufficio  del  medico cantonale, i gestori  delle  infrastrutture balneari 
devono,  se  disponibili, fornire i dati  di  contatto dei singoli visitatori.  


3. La  misura  di  cui  al  punto  1  viene impartita  con la  comminatoria  di  cui all'art.  292  CP, 
secondo cui chiunque  non  ottempera  ad  una decisione  a  lui intimata  da  una autorità 
competente o  da  un funzionario competente sotto comminatoria della pena prevista 
dalla presente disposizione, è punito  con la  multa.  


4. La  presente risoluzione è applicabile  dal 1  ottobre  2020  fino  al  termine della stagione 
balneare. Rimane riservata un'eventuale modifica  del  periodo  in  funzione 
dell'evoluzione epidemiologica.  


5. Contro i disposti della presente risoluzione governativa è  data la  facoltà  di  ricorso  al  
Tribunale cantonale amministrativo entro  30  (trenta) giorni. Il ricorso  non ha  effetto 
sospensivo  (art. 43  cpv.  4  Legge sanitaria).  


6. Comunicazioni  a:  
- Consiglio  di  Stato (clecs-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; di-dir@ti.ch; dss-dir@ti.ch; dt-dir@ti.ch:  can-sc@ti.ch), 


- Capo  SMCC (polizia-segr@polca.ti.ch); 
- Divisione della salute pubblica (dss-dsp@ti.ch) 
- Medico cantonale (dss-umc@ti.ch); 
- Ufficio dello  sport  (decs-us@ti.ch); 
- Sezione degli enti locali (di-sel@ti.ch); 
- Municipi  del Canton  Ticino (tramite  la  Sezione degli enti locali).  


PER IL  CONSIGLIO  Dl  STATO 


Il Cancelliere: 


ti 
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numero  


4892 cl 2 1  ottobre  2020  


Repubblica e Cantone Ticino 
Consiglio  di  Stato  
Piazza  Governo  6  
Casella  postale  2170 
6501  Bellinzona  
telefono  +41 91 814 43 20 
fax +41 91 814 44 35 
e-mail can-sc@ti.ch  


Repubblica e Cantone 
Ticino 


Il Consiglio  di  Stato 


richiamati:  


la  risoluzione n.  1647 del 27  marzo  2020 con la  quale sono stati istituiti,  dal 25  marzo  
2020 al 24  aprile  2020,  quattro checkpoint rispettivamente  a  Mendrisio,  Lugano,  Agno e 
Giubiasco, completati  dal 6  aprile  2020  da  un checkpoint  a  Locarno  e uno  in forma  
itinerante nelle Tre Valli,  con  lo scopo  di  agevolare  la  diagnosi e  la  presa  a  carico dei 
pazienti che presentano sintomi riconducibili  al  COVID-19, nonché  di  preservare  dal  
rischio  di  contagio gli studi medici, il loro personale e i pazienti che vi afferiscono;  
le  risoluzioni n.  1933 del 22  aprile  2020,  n.  2698 del 27  maggio  2020  e n.  3436 del 10  
luglio  2020  che prolungavano rispettivamente fino  al 31  maggio, fino  al 30  giugno e fino  
al 30  settembre (limitatamente ai centri  di  Locarno  e  Lugano,  mantenendo  in  stato  di  
prontezza i centri  di  Giubiasco e Mendrisio)  la  presenza dei checkpoint sul territorio 
cantonale; 


l'Ordinanza  3  sui provvedimenti  per  combattere il coronavirus (Covid-19) (Ordinanza  3  
COVID-19) e,  in  particolare, gli  art. 26  e  26a  che disciplinano rispettivamente 
l'assunzione  delle  spese  per le  analisi  di  biologia molecolare e sierologiche e  la  
procedura  per  il rimborso  delle  spese;  
l'art.  4  cpv.  2  lettera  b)  della legge sulle commesse pubbliche  del 20  febbraio  2011;  


rilevato che  da  inizio luglio,  in  seguito all'aumento della necessità  di  effettuare tamponi,  per  
decisione  del  Medico cantonale, sono stati riaperti i checkpoint  di  Giubiasco e Mendrisio nei 
giorni feriali e assicurato l'accesso durante il  fine  settimana  a  Giubiasco (il sabato) e  a 
Lugano (la  domenica); 


valutata l'esigenza  di  mantenere questa offerta sul territorio,  in  considerazione dell'attuale 
strategia perseguita  a  livello federale, fondata tra l'altro sull'incremento dell'attività 
diagnostica  per  ricercare attivamente,  in  presenza  di  sintomi compatibili anche lievi ed  in  
funzione  del  tracciamento dei contatti, eventuali casi positivi e disporre  le relative  misure  di  
isolamento o quarantena; 


tenuto altresì conto  di  una serie  di  fattori che possono determinare lo sviluppo 
epidemiologico e  la  strategia descritta  in  precedenza,  in  particolare: 
- l'incremento, cori  la  stagione autunnale, dei casi d'influenza e  di  apparizione dei relativi 


sintomi;  
la  ripresa ulteriore  delle  attività economiche e sociali nonché l'inizio e  la  prosecuzione 
dell'anno scolastico; 
l'aumento,  per  ragioni climatiche, della permanenza e  delle  attività  in  spazi chiusi; 
il ritorno all'attività ordinaria  in  ambito ospedaliero e il ripristino  delle  visite ai degenti e 
agli ospiti  delle  case per  anziani e  di  altri istituti;  
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preso atto  del  resoconto  del 23  settembre  2020 dal  quale risulta che nei checkpoint sono 
state effettuate complessivamente  5745  visite mediche  con 5'655 test (98%),  da  cui sono 
risultati  264  casi positivi  (5%  dei  test)  e  36  pazienti inviati  in  pronto soccorso; 


analizzata l'affluenza  delle  ultime settimane che attesta un ricorso diversificato secondo  le  
giornate e i diversi  checkpoint, con in  generale una presenza giornaliera  a Lugano,  Locarno  
e  Bellinzona  nell'ordine  di  una ventina  di  pazienti  per  sede e un  po'  inferiore  a  Mendrisio; 


considerato che l'Ordine dei medici  del Canton  Ticino  (di  seguito OMCT) continuerà  ad  
assicurare l'organizzazione, il funzionamento e  la  disponibilità dei medici e  del  personale 
paramedico, concertando  con  i Comuni sede dei checkpoint  le  soluzioni logistiche più 
adeguate; 


precisato che i pazienti, come finora,  non  potranno rivolgersi direttamente  ai  checkpoint,  ma 
solo  su  indicazione telefonica  dei  medici  di  famiglia  del  territorio,  della  hotline  dell'OMCT  
per  i propri associati,  dei  Pronto soccorso ospedalieri e  della Centrale  d'allarme  144;  


ritenuto che sono  in  corso approfondimenti sui percorsi e  le  modalità  da  predisporre  per  
incrementare  la  capacità diagnostica  a  livello cantonale,  con  riferimento all'esecuzione dei 
tamponi, allo svolgimento  delle  analisi  di  laboratorio e alla comunicazione dei risultati; 


sentito il Medico cantonale; 


su proposta  del  Dipartimento della sanità e della socialità, 


risolve:  


1. Dal 1°  ottobre  2020  i checkpoint restano aperti secondo quanto indicato  di  seguito: 
- dal  lunedì  al  venerdì, dalle  8:00  alle  13:00 a  Giubiasco,  Locarno  e  Lugano  
-  dal  lunedì  al  venerdì, dalle  9:00  alle  13:00 a  Mendrisio 
- il sabato, dalle  8:00  alle  13:00 a  Giubiasco 
-  la  domenica, dalle  8:00  alle  13:00 a Lugano 


2. Il Medico cantonale, sentito l'OMCT, potrà prevedere orari  di  apertura diversi  da  
presidio  a  presidio e  la  sospensione, l'apertura o il potenziamento dell'esercizio  di  
alcuni checkpoint, sulla  base  dell'effettiva frequentazione degli stessi. Eventuali 
richieste  di  adeguamento degli orari  da  parte dell'OMCT devono essere formulate  con  
congruo preavviso alla Divisione della salute pubblica.  


3. I medici attivi nei checkpoint devono affidare lo svolgimento  delle  analisi  a  laboratori 
che garantiscono  la  comunicazione dell'esito  al  più tardi entro  24 ore  dall'effettuazione  
del  prelievo,  24 ore  su  24, 7  giorni su  7. 


4. I medici attivi nei checkpoint operano sotto  la  propria responsabilità professionale e 
potranno contare sulla presenza  di  un'assistente  di studio  medico messa  a  disposizione 
dall'OMCT.  


5. Il  Cantone verserà all'OMCT un'indennità oraria (IVA compresa)  per la  presenza  del 
medico  e dell'aiuto  medico,  rispettivamente  di  fr.  180.-  e  di  fr.  38.40,  dalla  quale verrà 
dedotto  un forfait  di  fr.  50.- per  ogni paziente visitato fino  a  concorrenza dell'indennità 
oraria  per  il  medico,  ritenuto che quest'ultimo fatturi  la  propria consultazione  in base al  
TarMed secondo  le  disposizioni federali vigenti. 


ti 
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6. L'OMCT comunicherà giornalmente all'Area  di  gestione sanitaria della Divisione della 
salute pubblica il numero  di  pazienti visitati  in  ogni centro, il numero  di test  COVID-19 
effettuati, il loro esito e  la  destinazione dei pazienti.  


7. L'OMCT fatturerà  al  Cantone, alla  fine di  ogni mese,  le  presenze  di  medici e assistenti  
di studio  medico indicandone i nominativi, tenuto conto  di  quanto predisposto  al  punto  
5. 


8. Nel caso  in  cui il quadro epidemiologico attuale dovesse peggiorare, Il Medico 
cantonale, sentito l'OMCT, potrà richiedere ai medici che lavorano  in  un ambulatorio 
medico privato  di  dirottare i propri pazienti sintomatici ai checkpoint,  al fine di  
preservare l'integrità dei propri ambienti e  la  salute dei propri dipendenti e degli altri 
pazienti.  


9. La  presente decisione resta valida fino  al 31  ottobre  2020,  salvo diversa disposizione 
cantonale intervenuta nel frattempo, relativa  al  mutato quadro epidemiologico o  di  
strategia diagnostica.  


10. Entro  la  scadenza  di  cui  al  punto  9,  l'OMCT provvede  a  pianificare un possibile 
aumento dell'attività diagnostica presso i checkpoint, sia attraverso un'estensione della  
fascia  oraria  di  apertura sia predisponendo un incremento  delle  risorse paramediche 
che possano garantire contemporaneamente più linee diagnostiche sotto  la  
supervisione  del  medico presente.  


11. Contro  la  presente risoluzione è  data  facoltà  di  ricorso  al  Tribunale cantonale 
amministrativo nel termine  di 30  giorni dall'intimazione  (art. 99a  cpv.  1  LSan). Il ricorso  
non ha  effetto sospensivo  (art. 71  LPAmm).  


12. Comunicazione  a:  


- Ordine dei medici  del  Cantone Ticino,  Via  Cantonale -  Stabile  Qi,  6805  Mezzovico 
- Federazione cantonale ticinese dei servizi autoambulanze (FCTSA),  Via  Vergiò  8, 


6932  Lugano-Breganzona 


Invio interno  a:  


- Consiglio  di  Stato (decs-dir@ti.ch; dfe-dir@ti.ch; di-dir@ti.ch; dss-dir©ti.ch; dt-dir@ti.ch; can-sc@ti.ch) 


- Ufficio Presidenziale  del Gran  Consiglio (sgc@ti.ch) 
- 'Capo  SMCC (polizia-segr@ti.ch) 
- Sezione  del  militare della protezione della popolazione (di-smpp@ti.ch) 
- Divisione della salute pubblica (dss-dsp@ti.ch) 
- Area  di  gestione sanitaria (dss-ags@ti.ch) 
- Ufficio  del  medico cantonale (dss-umc@ti.ch) 
- Sezione  delle  finanze (dfe-sf@ti.ch) 
- Controllo cantonale  delle  finanze (ccf@ti.ch).  


PER IL  CONSIGLIO  Dl  STATO 


Il Preside e: Il Cancelliere:  


Norman ri ) 


Ati  
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PROJET D'ARRÊTÉ 
d'application de l'ordonnance fédérale sur les mesures 
destinées à lutter contre l'épidémie de COVID-19 en situation 
particulière et sur certaines mesures cantonales 
complémentaires 
LE CONSEIL D'ÉTAT DU CANTON DE VAUD


vu l'article 40 de la loi fédérale sur la lutte contre les maladies transmissibles de l'homme (loi 
sur les épidémies - LEp),


vu  l'ordonnance fédérale du 19 juin 2020 sur les mesures destinées à lutter contre l'épidémie 
de COVID-19 en situation particulière


Vu l'article 26a de la loi du 10 février 1970 sur l'organisation du Conseil d'Etat


arrête


Art. 1 Objet


1 Le présent arrêté contient les dispositions d'application de l'ordonnance fédérale du 19 juin 2020 sur 
les mesures destinées à lutter contre l'épidémie de COVID-19 en situation particulière (ordonnance 
COVID-19 situation particulière).


2 Il reprend également certaines dispositions de l'arrêté du 18 mars 2020 d'application de l'ordonnance 
fédérale 2 COVID-19 qui demeurent applicables en l'état.


Art. 2 Allégements


1 Le Département de la santé et de l'action sociale est l'autorité compétente pour octroyer les 
allégements au sens de l'article 7 de l'Ordonnance COVID-19 Situation particulière.


Art. 3 limitations temporaires


1 Le Département de la santé et de l'action sociale et l'autorité compétente pour décider des limitations 
temporaires au sens de l'article 8, alinéa 1er de l'ordonnance COVID-19 situation particulière.


Art. 4 mesures cantonales complémentaires


1 Le Département de l'économie, de l'innovation et du sport et le Département de la santé et de l'action 
sociale sont compétent pour ordonner, par voie de directives, les mesures nécessaires pour empêcher 
la propagation de maladies transmissibles au sein de la population ou dans certains groupes de 
personnes, conformément à l'article 40 LEp.


Art. 5 Surveillance et sanctions


1 Les polices cantonale et communales effectuent les contrôles requis pour assurer la bonne exécution 
de l'ordonnance COVID-19 situation particulière et du présent arrêté.
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2 Le département de l'économie, de l'innovation et du sport et la Police cantonale sont les autorités 
compétentes pour prendre les mesures prévues par l'article 9, alinéa 2 de l'ordonnance COVID-19 
situation particulière.


Art. 6 Autorités pénales compétentes


1 Les préfets et le Ministère public sont compétents pour prononcer les amendes au sens de l'article 13 
de l'ordonnance COVID-19 situation particulière.


Art. 7 Validité des permis de construire


1 Les délais de péremption de permis de construire au sens de l'article 118 de la loi du 4 décembre 1985 
sur l'aménagement du territoire et les constructions qui viennent à échéance entre le 1er avril et le 30 
novembre 2020 sont automatiquement prolongés jusqu'à cette dernière date.


Art. 8 Visites dans les établissements sanitaires


1 Dans la mesure où cela est rendu nécessaire par la lutte contre la pandémie, le Département de la 
santé et de l'action sociale peut réglementer les visites dans les établissements sanitaires et dans les 
lieux d'hébergement de personnes vulnérables.


Art. 9


1 L'arrêté d'application de l'ordonnance fédérale 2 sur les mesures destinées à lutter contre le 
coronavirus (COVID-19) et sur les mesures de protection de la population et de soutien aux entreprises 
face à la propagation du coronavirus (COVID-19) est abrogé.


Art. 10 Entrée en vigueur et validité


1 Le présent arrêté entre en vigueur le 22 juin 2020.


2 Il demeure valable tant que l'ordonnance COVID-19 situation particulière l'est également.


3 L'article 6 est valable jusqu'à l'entrée en vigueur du décret sur la prolongation de la validité des permis 
de construire en raison de la pandémie de COVID-19.


4 L'article 7 est valable jusqu'à l'entrée en vigueur du décret sur l'organisation du système de soins 
pendant la phase de lutte contre le coronavirus (COVID-19).
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Beilage 


 


30.2215 


REGLEMENT 


über den Vollzug der eidgenössischen Epidemiengesetzgebung 


(Epidemienreglement) 


(vom 25. August 2020) 


 


Der Regierungsrat des Kantons Uri, 


 


gestützt auf Artikel 75 des Bundesgesetzes über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des 


Menschen (Epidemiengesetz [EpG]) vom 28. September 20121, auf Artikel 102 Absatz 1 und 3 der 


Verordnung über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen (Epidemienverordnung 


[EpV]) vom 29. April 20152 und auf Artikel 56 des Gesundheitsgesetzes (GG) vom 1. Juni 2008,3 


 


beschliesst: 


 


Artikel 1 Zweck 


 


Dieses Reglement ordnet den Vollzug der eidgenössischen Epidemiengesetzgebung durch die kanto-


nalen Behörden. 


 


Artikel 2 Regierungsrat 


 
1Der Regierungsrat übt die Oberaufsicht über die Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten des 


Menschen im Kanton aus. 


 
2Er ist zuständig: 


a) Impfungen von gefährdeten Bevölkerungsgruppen, von besonders exponierten Personen und 


von Personen, die bestimmte Tätigkeiten ausüben, für obligatorisch zu erklären, sofern eine er-


hebliche Gefahr besteht (Art. 22 EpG); 


b) Massnahmen gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen anzuordnen, um 


die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhindern (Art. 40 EpG); 


c) die Vorbereitungs- und Notfallpläne zum Schutz vor besonderen Gefährdungen der öffentlichen 


Gesundheit zu genehmigen (Art. 8 Abs. 1 EpG); und 


d) die von der Gesundheits-, Sozial- und Umweltdirektion abgeschlossenen Leistungsverträge zu 


genehmigen. 


 


Artikel 3 Gesundheits-, Sozial- und Umweltdirektion 


 
1Die Gesundheits-, Sozial- und Umweltdirektion übt die unmittelbare Aufsicht über die Bekämpfung 


von übertragbaren Krankheiten des Menschen im Kanton aus. 
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2Sie: 


a) schliesst mit geeigneten Stellen die notwendigen Leistungsverträge ab zur Bekämpfung über-


tragbarer Krankheiten; 


b) erarbeitet Notfallpläne zum Schutz vor besonderen Gefährdungen der öffentlichen Gesundheit 


und legt diese dem Regierungsrat zur Genehmigung vor; 


c) erstellt und bewirtschaftet die notwendigen Schutzmaterialvorräte zur Bekämpfung übertragba-


rer Krankheiten des Menschen; 


d) unterstützt den Bund bei der Erarbeitung von themenspezifischen nationalen Programmen zur 


Erkennung, Überwachung, Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten und ist 


für deren Umsetzung auf kantonaler Ebene zuständig; 


e) vollzieht die Gesetzgebung über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen und 


trifft alle notwendigen Massnahmen und Verfügungen, die nicht ausdrücklich einem anderen 


Organ zugewiesen sind. 


 


Artikel 4 Kantonsärztin oder Kantonsarzt 


 
1Die Kantonsärztin oder der Kantonsarzt leitet die Massnahmen zur Bekämpfung übertragbarer 


Krankheiten (Art. 30 ff. und Art. 53 des Epidemiengesetzes). 


 
2Sie oder er ist insbesondere zuständig: 


a) die kantonale Meldestelle für die bundesrechtlich vorgeschriebene Meldepflicht der Ärztinnen 


und Ärzte, Spitäler und anderer öffentlicher oder privater Institutionen des Gesundheitswesens 


zu betreiben; 


b) Meldungen an das Bundesamt für Gesundheit (BAG) innert der vom Bund festgelegten Melde-


frist weiterzuleiten; 


c) epidemiologische Abklärungen vorzunehmen; 


d) die Bevölkerung, die im Gesundheitswesen tätigen Personen der Spitäler und anderer öffentli-


cher oder privater Institutionen des Gesundheitswesens über den nationalen Impfplan zu infor-


mieren; 


e) den Anteil der geimpften Personen zu erheben und das BAG zu informieren; 


f) die Überprüfung des Impfstatus von Kindern und Jugendlichen während der obligatorischen 


Schulzeit sicherzustellen; 


g) Massnahmen zur Epidemienbekämpfung gegenüber Einzelpersonen anzuordnen und durchzu-


setzen; 


h) zeitlich dringliche Massnahmen gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen 


anzuordnen, um die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu verhindern (Art. 40 EpG); 


i) Anordnungen im Umgang mit Leichen bei einer besonderen Gefährdung zu treffen; 


j) die erforderliche Desinfektion und Entwesung anzuordnen; und 


k) die erforderlichen Massnahmen zur Bekämpfung oder zur Verhütung des Auftretens von Orga-


nismen, unter Einbezug der Kantonschemikerin oder des Kantonschemikers, der Kantonstierärz-


tin oder des Kantonstierarztes und weiterer Fachstellen, anzuordnen. 


 
3Das Amt für Gesundheit unterstützt die Kantonsärztin oder den Kantonsarzt. 
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Artikel 5 Kantonsapothekerin oder Kantonsapotheker 


 


Die Kantonsapothekerin oder der Kantonsapotheker ist zuständig für den Empfang, die Lagerung und 


die Verteilung der vom Bundesrat gelieferten Heilmittel. 


 


Artikel 6 Kantonspolizei 


 


Die Polizei kontrolliert die Einhaltung der Massnahmen, die gegenüber der Bevölkerung, bestimmten 


Personengruppen oder einzelnen Personen angeordnet sind. 


 


Artikel 7 Standeskanzlei 


 


Die Standeskanzlei stellt Leichenpässe aus (Art. 16 Abs. 3 der Verordnung über Transport und Beiset-


zung ansteckungsgefährlicher Leichen sowie Transport von Leichen vom und ins Ausland vom 17. Juni 


19744). 


 


Artikel 8 Sonderstab 
 


1Der Regierungsrat kann einen Sonderstab einsetzen, insbesondere in einer besonderen Lage nach 


Artikel 6 EpG, einer ausserordentlichen Lage nach Artikel 7 EpG oder wenn die ordentlichen Vollzugs-


organe nicht in der Lage sind, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankheiten zu ver-


hüten und zu bekämpfen. 


 
2Der Sonderstab unterstützt die zuständigen kantonalen Behörden, indem er insbesondere: 


a) Informationen über die verschiedenen Lagen sammelt und auswertet; 


b) Entscheidungsgrundlagen zuhanden der zuständigen kantonalen Behörden erarbeitet; 


c) die Zusammenarbeit der Partnerorganisationen koordiniert und unterstützt; 


d) die Information der Bevölkerung sicherstellt; 


e) die Meldestelle für Reiserückkehrende aus einem Staat oder Gebiet mit erhöhtem Risiko einer 


Ansteckung mit dem Coronavirus Sars-CoV-2 betreibt; 


f) die Bewilligungen im Zusammenhang mit Veranstaltungen nach Massgabe der Covid-19-Verord-


nung besondere Lage erteilt und 


e) die Massnahmen vollzieht, die der Regierungsrat anordnet, soweit keines der ordentlichen Voll-


zugsorgane zuständig ist. 


 


Artikel 9 Inkrafttreten 


 


Dieses Reglement tritt am 1. September 2020 in Kraft. 


 


Im Namen des Regierungsrats 


Der Landammann: Urban Camenzind 


Der Kanzleidirektor: Roman Balli 
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Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie 1 


(vom 14. Oktober 2020) 


Der Regierungsrat des Kantons Schwyz, 


gestützt auf Art. 40 des Bundesgesetzes über die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten des Menschen vom 28. September 2012 (Epidemiengesetz, EpG)2 
und Art. 8 der Verordnung über Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämp-
fung der Covid-19-Epidemie vom 19. Juni 2020 (Covid-19-Verordnung besondere 
Lage)3, 


beschliesst: 


§ 1  Gegenstand und Zweck 


1 Diese Verordnung ordnet ergänzende Massnahmen gegenüber der Bevölkerung, 
Organisationen und Institutionen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie an. 
2 Die Massnahmen dienen dazu, die Verbreitung des Coronavirus (Covid-19) zu 
verhindern, Übertragungsketten zu unterbrechen und besonders gefährdete Per-
sonen zu schützen. 


§ 2  Maskentragepflicht 
a) Grundsatz 


1 Es gilt eine Maskentragepflicht, wenn der erforderliche Mindestabstand von 1.5 
Metern nicht eingehalten werden kann: 
a) an öffentlichen und privaten Veranstaltungen mit bis zu 50 teilnehmenden 


Personen; 
b) in Gastronomiebetrieben, einschliesslich Bars, Diskotheken, Clubs und Tanz-


lokalen; 
c) in öffentlich zugänglichen Innenräumen, namentlich Verkaufslokalen, Post-


schalter, Kinos und Gotteshäuser. 
2 An öffentlichen und privaten Veranstaltungen mit über 50 teilnehmenden Per-
sonen gilt die Maskentragepflicht generell. 
3 Über eine Maskentragepflicht in Innenräumen von Schulen und anderen Bil-
dungseinrichtungen entscheidet die Trägerschaft der Einrichtung. 


§ 3  b) Ausnahmen 


Von der Maskentragepflicht ausgenommen sind: 
a) Kinder vor ihrem 12. Geburtstag; 
b) Personen, die nachweisen können, dass sie aus besonderen Gründen, insbe-


sondere medizinischen, keine Gesichtsmasken tragen können; 
c) Sportler während des Trainings und Wettkampfs; 
d) Künstler während der Proben und Auftritte; 
e) teilnehmende Personen gemäss § 2 Abs. 1 Bst. a und b, solange die Konsu-


mation ausschliesslich sitzend erfolgt; 
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f) Veranstalter, Mitarbeitende und unentgeltlich tätige Personen, wenn ein wir-
kungsvoller Schutz vor einer Ansteckung durch spezielle Schutzvorrichtungen, 
insbesondere durch Kunststoff- oder Glasscheiben ohne Öffnungen auf Kopf-
höhe, erreicht wird. 


§ 4  c) Beschaffenheit der Masken 


Masken müssen aus geeignetem Vlies- oder Textilmaterial bestehen und sowohl 
den Mund als auch die Nase bedecken. 


§ 5  Schutzkonzept 


1 Veranstalter und Gastronomiebetriebe, die ein Schutzkonzept nach Art. 4 Covid-
19-Verordnung besondere Lage zu erarbeiten und umzusetzen haben, stellen ins-
besondere sicher, dass: 
a) sich die verschiedenen Personengruppen nicht durchmischen; 
b) die Personengruppen an Tischen so platziert werden, dass der erforderliche 


Mindestabstand von 1.5 Metern zwischen den einzelnen Gruppen eingehalten 
wird;  


c) im Eingangs- und Pausenbereich der Mindestabstand eingehalten wird oder 
Schutzmassnahmen getroffen und umgesetzt werden. 


2 Von dieser Bestimmung sind Schulen und andere Bildungseinrichtungen ausge-
nommen. 


§ 6  Strafbestimmungen 


Widerhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verordnung können gemäss 
Art. 83 Abs. 1 Bst. j und Abs. 2 EpG strafrechtlich geahndet werden. 


§ 7  Inkrafttreten und Veröffentlichung 


1 Diese Verordnung tritt am 16. Oktober 2020 in Kraft. 
2 Sie wird im Amtsblatt veröffentlicht und nach Inkrafttreten in die Gesetzsamm-
lung aufgenommen. 
 


1 GS…. 
2 SR 818.101. 
3 SR 818.101.26. 
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Weisung über Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus vom 6. August 2020:  


 


Lagerbestand von Schutzmaterial in Spitälern und Kliniken, Alters- und Pflegeheimen sowie  


Arztpraxen der Grundversorgung 


 


 


Für die Bewältigung der Covid-19-Pandemie ist die Versorgung durch Schutzmaterial gemäss den Vorgaben 


des Bundesamts für Gesundheit für mindestens 40 Tage sicherzustellen. Der kantonsärztliche Dienst erlässt 


deshalb gestützt auf Art. 40 des Epidemiengesetzes (SR 818.101) in Verbindung mit Art. 8 lit. d der 


Verordnung zum Gesundheitsgesetz (bGS 811.11) folgende Weisung für Spitäler und Kliniken, Alters- und 


Pflegeheime sowie Arztpraxen der Grundversorgung (nachfolgend: medizinische Leistungserbringer): 


 


1. Die medizinischen Leistungserbringer sind verpflichtet, die Mengen der benötigten Schutzmaterialien zu 


berechnen, die in ihren Betrieben gemäss den COVID-19 Schutzkonzepten für 40 Tage notwendig sind. 


Diese Mengen definieren den minimalen Lagerbestand des Betriebs. 


 


2. Damit die Versorgung für die künftige Entwicklung der Covid-19-Pandemie im Kanton sichergestellt ist, 


sind die Lagerbestände an Schutzmaterialien zeitnah aufzustocken, falls sie nicht dem minimalen 


Lagerbestand entsprechen. Für die Dauer der Weisung darf der minimale Lagerbestand nicht länger als 14 


Tage unterschritten werden.  


 


3. Die Weisung gilt bis auf Widerruf. 


 


Herisau, 6. August 2020 


 


 


 


 


 


  


 


Franziska Kluschke, Kantonsärztin 
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Herisau, 6. August 2020 


Covid-19-Epidemie; Lagerbestand von Schutzmaterial 


 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Mit dem Wechsel von der ausserordentlichen in die besondere Lage bezieht der Bund die Kantone wieder 


stärker in die Steuerungs- und Entscheidungsabläufe zur Bewältigung der Covid-19-Epidemie mit ein. Die Zahl 


der Neuinfektionen, der Spitaleintritte wie auch der Todesfälle war zwischen April und Juni rückläufig. Seit 


Anfang Juli steigen die Fallzahlen schweizweit stetig, aber derzeit auf einem noch kontrollierbaren Niveau 


weiter an. Die epidemiologische Entwicklung in den nächsten Monaten hängt von verschiedenen Faktoren ab. 


Verlässliche Prognosen über das Auftreten einer zweiten epidemischen Welle und deren Zeitpunkt sind nicht 


möglich. Die Kantone beobachten die Situation genau und tauschen sich untereinander und mit den 


Bundesstellen regelmässig aus.  


 


Die Versorgungslage mit Schutzmaterialien war im Rahmen der Bewältigung der COVID-19-Epidemie in der 


Schweiz phasenweise angespannt. Die Marktsituation hat sich weitgehend beruhigt und die Organisationen 


und Betriebe können wieder selbständig Schutzmasken und andere Schutzmaterialien beschaffen.  


 


Um erneute Mangellagen zu vermeiden, sind die Kantone aufgefordert, ihre Bestände an Schutzmaterialien zu 


überprüfen und im Hinblick auf ein Wiederansteigen des Bedarfs wo nötig aufzustocken. Zielgrösse ist 


aufgrund der aktuellen kantonalen Erfahrungswerte der geschätzte Durchschnittsbedarf für 40 Tage. Der Bund 


wird dieselben Bestände halten und bei einem Mangel weiterhin subsidiär tätig werden. Er geht aber davon 


aus, dass bei einem Wiederaufflammen der Epidemie und einem damit verbundenen Mehrverbrauch von 


Schutzmaterialien die Nachfrage über die vorgehaltenen Bestände in den Kantonen gedeckt werden können.  


 


Der Kanton Appenzell Ausserrhoden fordert die medizinischen Leistungserbringer in diesem Zusammenhang 


auf, ihre Bestände an Schutzmaterialien zu überprüfen und im Hinblick auf ein Wiederansteigen des Bedarfs 


ebenfalls auf die genannte Zielgrösse von 40 Tagen aufzustocken. Der Kanton wird zwar subsidiär einen 


bestimmten Lagerbestand an Schutzmaterial halten. Die Leistungserbringer müssen die Vorratshaltung von 


Schutzmaterial aber grundsätzlich selbst übernehmen. So kann der Lagerumschlag sichergestellt und der 


administrative Aufwand auf Seite der Leistungserbringer sowie der kantonalen Verwaltung auf einem 


minimalen Niveau gehalten werden. 


Geht an folgende Institutionen  
im Kanton Appenzell Ausserrhoden: 


 Stationäre Spitäler und Kliniken 


 Alters- und Pflegeheime 


 Arztpraxen der Grundversorgung 


 weitere Gesundheitsfachpersonen 
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Die beiliegende Weisung des kantonsärztlichen Dienstes ist für die nachfolgend genannten 


Leistungserbringer verbindlich: Spitäler und Kliniken, Alters- und Pflegeheimen sowie Arztpraxen der 


Grundversorgung. 


 


Für die weiteren medizinischen Leistungserbringer und Gesundheitsfachpersonen ist die Empfehlung zur 


Sicherstellung des Lagerbestands als dringende Empfehlung zu verstehen.  


 


Mit dieser präventiven Massnahme soll gewährleistet werden, dass die Gesundheitsversorgung auch bei einer 


Verschärfung der epidemiologischen Lage und einer eventuellen Verknappung der Schutzmaterialien weiterhin 


sichergestellt werden kann.  


 


Das Amt für Gesundheit sieht im Rahmen der Aufsicht vor, bei den Leistungserbringern sporadisch und der 


epidemiologischen Entwicklung angepasst, Vollzugsmeldungen einholen. Bei den Spitälern und Kliniken ist 


dieser Prozess bereits institutionalisiert. 


 


Dringende Fragen zu Schutzmaterialien oder deren Beschaffung senden Sie bitte an Ingrid Möll, 


Kantonsapothekerin (ingrid.moell@ar.ch).  


 


 


Freundliche Grüsse 


  


Franz Bach  
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